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Was ist der Stand?
Die Geschichte der Menschheit ist eine Geschichte von Klassenkämpfen, die
Geschichte  des  Sozialstaats  der  BRD  auch.  Das  Bürgergeld  wurde  im
Wahlkampf  zur  Bundestagswahl  2021  als  großes,  progressives  Projekt
angekündigt. Im Gesetzesentwurf hieß es dann auch noch stolz, dass sich das
Bürgergeld nur noch um maximal 30% kürzen lassen würde. Damit folgte das
neue  Gesetz  einem Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  welches  schon
2014 100% Sanktionen für verfassungswidrig erklärte. Auch stand im Gesetz
eine stärkere Förderung von Ausbildungen und höherer Qualifizierungen. Die
Freibeträge, also der Wert des Eigentums den eine Person besitzen darf um
immer noch Anspruch auf Grundsicherung zu erhalten, wurden erhöht. Diese
Maßnahmen sollten  alle  dazu dienen,  den im Rahmen der  Agenda 2010
geschaffenen Niedriglohnsektor zu bekämpfen. Schon im Gesetzesentwurf
war dabei auch eine schnelle Anpassung des Bürgergelds an die Inflation mit
inbegriffen, diese sollte das erste mal am 01.01.2024 durchgeführt werden.
Vor rund 2 Wochen war es dann auch soweit, um „skandalöse“ 61€ wurde
das Bürgergeld nicht angehoben, sondern an die teureren Preise angepasst.
Schon im Vorhinein entbrannte in Springer Medien und Co ein mediales
Feuerwerk  das  jegliche  5000€  Silvestereinkäufe  in  den  Schatten  stellte:
„Viertklässler wollen Bürgergeldbezieher werden“ titelte zum Beispiel  die
BILD, oder auch „[Boris] Palmer rechnet sein Bürgergeld aus und fasst es
nicht“, die Welt schreibt im November letzten Jahres noch „Bürgergeld oder
Rente mit 63 – An einen Kostenposten muss der Minister jetzt ran!“ Wie
schon bei der Debatte um Migration knickte die „progressive Ampel“ beim
ersten Anzeichen von Gegenwind ein, und Hubertus Heil ließ vor einigen
Wochen verlauten das die 100% Sanktionen wieder zurückkehren würden.
Wenn Heil diese Reform schon von sich aus vorschlägt können wir erwarten,
dass das Endergebnis noch deutlich schärfer ausfallen wird. Doch wem nützt
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das eigentlich, arme Menschen noch ärmer zu machen?

Arbeiten muss sich wieder lohnen!
Dieser Satz scheint einer der Lieblingssätze deutscher, weißer 60+ Männer
zu sein, gerade aus FDP, CDU und AFD Kreisen hört man ihn immer öfter.
Gemeint  sind  dabei  aber  auf  keinen  Fall  höhere  Löhne,  und somit  eine
Bekämpfung des Niedriglohnsektors, nein, ganz im Gegenteil. Es geht vor
allem  darum  Arme  gegen  noch  Ärmere  auszuspielen  und  somit
Niedriglohnsektor zu festigen. Dabei „lohnt“ sich arbeiten durchaus, schauen
wir genauer auf das Bürgergeld und wie es aufgebaut ist, ergibt sich ein Bild,
dass der reaktionären Argumentation von rechts und inzwischen auch von
der Ampel jeglichen Wind aus den Segeln nimmt. Der X (ehem. Twitter) User
@sozi_simon hat sich in einem tiefgehenden Thread sehr eindrucksvoll mit
dem  deutschen  Sozialstaat  auseinandergesetzt.  Simon  hat  eine  fiktive
Familie Müller mit 3 Kindern erstellt und welche Sozialleistungen sie je nach
Bruttoeinkommen bekommen würde. Dabei fällt  auf,  wenn auch nur eine
Person in der Familie Müller einen Minijob über 520€ im Monat annehmen
würde,  wären  das  bereits  180€  mehr  im  Monat  in  der  Haushaltskasse,
würden  beide  Elternteile  dies  tun  wären  es  bereits  328€  mehr.  Die
Argumentation,  das  sich  arbeiten  nicht  lohnen  würde  ist  also  völliger
Schwachsinn,  und  dient  alleine  dem  Zweck  Proletarier:innen  gegen
Proletarier:innen auszuspielen. Viel  auffälliger ist  jedoch, dass von einem
Bruttogehalt von 2.900€ bis 5.500€ nur eine Steigung in der Haushaltskasse
von 68(!)€ vorhanden ist. Während Sozialhilfen wegfielen käme es zu einem
massiven Anstieg der Steuerlasten. Die deutschen Steuersätze sind nämlich
so verteilt dass sie nicht etwa besonders hoch für die Reichen sind, sondern
der  größte  Unterschied  der  zwischen  Arbeiter:innen  mit  geringem
Einkommen  und  Arbeiter:innen  mit  etwas  höherem  Einkommen  ist.  Die
Diskursverschiebung die hier getätigt wird ist beachtlich und alarmierend,
denn dadurch das sich der ganze Diskurs allein um Empfänger:innen von
Grundsicherung dreht verliert auch die politische Linke den Blick für das
eigentliche  Ziel  der  Hartz  Gesetze  welche  mit  dem  Angriff  auf  die
Grundsicherung wieder zurückkehren. Es lohnt es sich für eine Arbeiter:in im
Niedriglohnsektor kaum aufzusteigen und zum Beispiel einen Akademischen



Beruf anzustreben, da dieser Aufstieg kaum mit mehr Geld verknüpft ist, die
Annahme eines miesen Jobs hingegen „lohnt“ sich sehr wohl. Das System
macht also klar: Du hast die Wahl zwischen sehr arm und etwas weniger arm,
Wohlstand  erarbeiten  kannst  du  dir  aber  nicht,  den  haben  nur  die  die
tatsächlich nicht arbeiten aber dafür Aktien besitzen.

Der Niedriglohnsektor und der Kapitalismus
Der  Niedriglohnsektor  trägt  maßgeblich  zum  Erhalt  der  Bürgerlichen-
Kapitalistischen Ordnung bei,  er  verstärkt  zum Beispiel  die  Trennung in
Kopfarbeit, also vor allem Bürojobs, und Handarbeit, also zum Beispiel Jobs
auf  dem  Bau.  Schauen  wir  uns  dazu  ein  paar  Statistiken  an.  Laut
Statistischem  Bundesamt  ist  das  Einstiegsgehalt  für  Menschen  mit
Ausbildung mit  rund  3.500€ im Monat  um 1000€ niedriger  als  das  von
Bachlor  Absolvent:innen,  dazu  kommt  noch  dass  Akademiker:innen  in
Deutschland deutlich bessere Aufstiegschancen haben.  Doch wer  hat  ein
Interesse daran Menschen in Armut zu halten?

Ein Kapitalist versucht einem Arbeiter immer nur seine Reproduktionskosten
zu bezahlen, also so viel das er sich Essen, trinken und eine Familie leisten
kann. Die Reproduktionskosten stellen auch den Betrag dar, den ein Arbeiter
verlangt damit er auch bereit ist am nächsten Tag noch zur Arbeit kommen.
Streiks  entstehen,  wenn  ein  Arbeitgeber  dies  nicht  mehr  erfüllt,  die
Arbeiter:innen kommen dann ganz einfach nicht mehr zur Arbeit. In dem man
in Deutschland künstlich durch Steuern und Sozialstaatsanpassungen einen
Niedriglohnsektor erschafft verhindert man, dass Menschen die in diesem
Niedriglohnsektor arbeiten „aufsteigen“ wollen, weil es sich ökonomisch für
sie  einfach  nicht  lohnt.  Die  Reproduktionskosten  werden  also  künstlich
niedrig gehalten. Diese fatale Lohnpolitik wollte man mittels Sozialreformen,
in Form des neuen Bürgergelds,  angreifen,  doch die Sprecher:innen und
Demagog:innen  des  Kapitals  haben  sich  sofort  versammelt  um  die
Aufbrechung  dieses  künstlichen  Niedriglohnsektors  zu  verhindert.
Gleichzeitig  wird  im  bürgerlichen  Diskurs  permanent  verschwiegen  das
Arbeitslosigkeit  eine  natürliche  Begleiterscheinung  des  Kapitalismus  und
seiner Krisenhaftigkeit  ist.  Es wird auch oft gesagt,  dass das Bürgergeld



unsolidarisch  sei  und  Bürgergeldempfänger:innen  wie  im  Paradies  leben
würden.

Wie hoch ist eigentlich das Bürgergeld?
An sich ist der Betrag den man als Bürgergeld Empfänger:in bekommt 563€
im  Monat,  diese  sind  unterteilt  in  verschiedene  Kategorien,  wie
Nahrungsmittel,  Gesundheitspflege  und  Verkehr.  Schaut  man  sich  diese
Aufteilung  an  wird  schnell  klar:  Nein,  Bürgergeldempfänger:innen  leben
nicht  im  Paradies.  Für  Nahrungsmittel  sind  zum  Beispiel  knapp  200€
eingeplant. Laut Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung sollte
eine Einzelperson rund 170-220€ im Monat für Nahrungsmittel ausgeben,
das 170€ höchst unrealistisch sind zeigt sich daran das Privatpersonen im
Durchschnitt  243€  für  Nahrungsmittel  ausgeben.  Dank  der
Inflationsbereinigung können sich Bürgergeldempfänger:innen jetzt gerade
so ein „Deutschlandticket“ leisten, sofern die Preise nicht erhöht werden.
Man könnte dies für jede der Kategorien durchspielen und stellt schnell fest,
die  Grundsicherung  sichert  einem  maximal  ein  Existenzminimum.  Wie
kommen aber nun die teilweise sehr hohen Bürgergeldzahlungen zustande
die  sich  diverse  chauvinistische  Hetzer:innen  in  den  letzten  Wochen
ausgerechnet  haben?  Hauptsächl ich  l iegt  dies  daran,  dass
Bürgergeldempfänger:innen  auch  eine  Wohnung  zusteht,  auf  welche  ein
Großteil  des  Geldes  das  ein:e  Empfänger:in  bekommt  entfällt.  In  der
Konsequenz bedeutet das auch, dass man den Betrag senken könnte wenn
die Mieten nicht so hoch wären, der Staat gibt also das Geld nicht für die
Sozialhilfeempfänger:innen aus, sondern für die Profite der Vermieter:innen.
2023 hat der Staat so rund 20 Milliarden € direkt an diese, eh schon massiv
von der Krise profitierende und tatsächlich nicht arbeitende, Schicht gezahlt.
Doch auf die Idee diese Wohnungen zu enteignen und so die Haushaltskasse
massiv zu entlasten kommt natürlich niemand.

Perspektive für Revolutionär:innen
Das Bürgergeld in Deutschland ist ein zentraler Faktor für den Erhalt der
kapitalistischen Ordnung, es ist nötig um den Niedriglohnsektor aufrecht zu



erhalten, und bringt bestimmten Kapitalist:innen auch noch direkt Kohle ein.
Wir als Revolutionär:innen müssen uns gegen die Angriffe auf den Sozialstaat
wehren die sich gegen die benachteiligsten Teile der Gesellschaft richten um
so einen Keil in die ausgebeutete Klasse zu treiben zwischen den gelobten
aber immer noch ausgebeuteten Lohnarbeiter:innen und den Arbeitslosen die
man  möglichst  arm  halten  möchte  weil  ihr  sozialer  Aufstieg  nicht  im
Interesse  der  Bosse  liegt.  Zeigen  wir  die  wirklichen  Probleme  des
Sozialsystems auf, zeigen wir auch die Probleme des Wirtschaftssystems im
allgemeinen  auf,  denn  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben,  sind  diese
unglaublich eng verknüpft. Wir unterstützen die Bürgergeldbezieher:innen
am besten, in dem wir den Diskurs von ihnen weglenken und stattdessen
gegen das Kapital und seine Ausbeutung des gesamten Proletariats richten!

Gegen die Rückkehr des existenzbedrohenden Sanktionsregimes!
Kampf dem Niedriglohnsektor – Hoch mit den Löhnen!
Gleiche Bildung für ALLE – Es gibt keine „von Natur aus Dummen“ sondern
nur Menschen denen der Zugang zur höheren Bildung verwehrt wurde!
Volksentscheide  umsetzen  –  Immobilienkonzerne  enteignen  statt
durchfüttern!

FAQ: Neujahrsvorsatz?! Get orga
nized!
Von Leonie Schmidt, Dezember 2023

Das Jahr 2023 liegt nun fast hinter uns und wie es die Tradition so will, sollen
wir uns nun Gedanken darüber machen, was wir eigentlich nächstes Jahr alle
so besser  machen wollen.  Abnehmen,  weniger Essen bestellen,  gesünder
essen, mehr sparen, weniger Plastik produzieren, weniger Auto fahren – die
Erwartungen, die jedes Jahr von der Gesellschaft an uns gerichtet werden,
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sind groß. Und sie dienen auch als ein Ventil, um die strukturellen Probleme
in der kapitalistischen Gesellschaft zu individualisieren. Denn wenn wir zum
Beispiel nicht so viel Zeit mit Hausaufgaben und Arbeiten verbringen würden
und  die  Ernährung  gesamtgesel lschaft l ich  in  Kantinen  mit
kostenlosen, leckeren und ausgewogenen Essen organisiert werden würde,
müssten wir uns nicht den Kopf darüber zerbrechen, wie wir unseren Alltag
und unsere körperlichen Bedürfnisse unter einen Hut bringen können. Würde
es einen besser ausgebauten und demokratisch-verwalteten ÖPNV geben,
könnten wir das Auto das ganze Jahr über stehenlassen. Über individuellen
Umweltschutz müssten wir auch nicht mehr in diesem Ausmaß reden, wenn
die  Klimakiller  enteignet  wären  und  die  Produktion  nach  den
Bedürfnissen  von  Mensch  und  Natur  geplant  werden  würde.  Und  den
unterdrückerischen Schönheitsidealen könnten wir den Mittelfinger zeigen,
wäre die Hausarbeit vergesellschaftet und so die materielle Grundlage für
Geschlechterstereotypen aufgelöst.
Wir sehen also: Diese Vorsätze dienen allenfalls dazu, dass wir uns selbst
etwas vormachen, ohne wirklich etwas zu verändern. Deswegen haben wir
einen  besseren  Vorschlag  für  einen  Neujahrsvorsatz  als  immer  nur
die  gleiche  Leier  von  Selbstoptimierung  &  Co:  organisier´  dich!

Nun gibt es natürlich einige Fragen, die dieser Vorschlag aufwirft. Manche
von Euch wissen vielleicht im Moment noch nicht, warum das überhaupt
sinnvoll  sein soll.  Andere haben Ängste,  fühlen sich vielleicht noch nicht
bereit und sind unsicher, was auf sie zukommt. Die folgenden Fragen wollen
wir versuchen, in diesem Beitrag zu beantworten:

• Warum sollte ich mich überhaupt organisieren?

• Welche Schritte gibt es, damit ich Mitglied werden kann?

• Wie kann ich eine Ortsgruppe in meiner Nähe finden /  zu ihr Kontakt
aufnehmen?

• Was tun, wenn es keine Ortsgruppe in meiner Nähe gibt?

• Muss ich (viel) Theorie gelesen haben? Muss ich zu jedem Thema eine
Position haben?



• Ich war noch nie auf einem Plenum, was erwartet mich da?

• Welche Mechanismen gibt es in der Organisation, um unterdrückerische
Verhaltensweisen zu minimieren?

Warum  sollte  ich  mich  überhaupt
organisieren?
Fangen wir erstmal mit den Basics an. Da wir den international-agierenden
Kapitalismus  durch  eine  internationale  Massenbewegung  der
Jugend, Arbeiter:innenund Unterdrückten schlagen wollen, ist es notwendig,
dass sich so viele wie möglich von uns gegen Ausbeutung, Unterdrückung,
Kriege und Krisen zur Wehr setzen. Grundsätzlich macht es Sinn, sich an den
Ort  zu  organisieren,  an  denen  man  sich  tagtäglich  bewegt  und  von
Unterdrückung  betroffen  ist,  zum  Beispiel  an  Schulen,  an  denen  man
K o m i t e e s  g r ü n d e n  k a n n .  D a s  k a n n  a b e r  e i n e  p o l i t i s c h e
Organisation nicht ersetzen, denn die kollektive Struktur ermöglicht ein viel
besseres Bündeln von Kräften, als es lose Zusammenschlüsse könnten. Als
Mitglied hat man nämlichdie Möglichkeit, alles demokratisch mitzugestalten,
da  man  ein  Stimmrecht  hat  und  seine  Ideen  und  Fähigkeiten  vielseitig
einbringen  kann.  REVOLUTION  ist  eine  demokratisch-zentralistische
Organisation. Das heißt, dass wir vollste Freiheit, Diskussion, Fraktionsrecht
und  demokratische  Prozesse  im  Innern  gewährleisten.  Demokratische
Entscheidungen wollen wir gemeinsam nach außen tragen und geschlossen
durchführen. Man könnte es mit den Worten ’Freiheit der Diskussion und
Einheit im Kampf’ beschreiben. Unsere Organisation gehört den Mitgliedern.
Wir haben eigene demokratische Prozesse, eigene Beschlüsse und eigene
Strukturen. 

Welche Schritte  gibt  es,  damit  ich  Mitglied
werden kann?
Damit du Mitglied bei uns werden kannst,  möchten wir dich erstmal ein
bisschen  besser  kennenlernen.  Das  hat  nichts  mit  Exklusivität  zu  tun,
sondern damit, dass wir sicherstellenwollen, dass dir auch klar ist, was wir



erreichen  wollen  und  wofür  wir  als  Organisation  stehen.  Als  Grundlage
dessen solltest du mindestens ein paar Mal zu unseren Ortsgruppentreffen
und auf Aktionen mit uns kommen, dann diskutieren wir super gerne unser
Programm mit dir. Das findest du auf unserer Website und in diesem sind
unsere  zentralen  Positionen  enthalten.  Diese  Programmdiskussion  stellt
keine Prüfung dar, bei welcher wir unsere Standpunkte abfragen, sondern es
geht darum, dass wir deine inhaltlichen Fragen beantworten können und die
Möglichkeit  nutzen,  Details  zu  klären,  die  entweder  nicht  ausführlich
abgedruckt sind oder (noch) keinen Platz in unserem Programm gefunden
haben. Außerdem können wir so auch gemeinsam herausfinden, ob es zum
Beispiel Differenzen gibt. Das ist an sich nicht weiter schlimm und stellt auch
keinen Grund dar, sich nicht bei uns organisieren zu können, solange du dem
Programm im Großen und Ganzen zustimmen kannst. Denn es wird immer
Mitglieder  geben,  die  bei  dem  einen  oder  anderen  Punkt  eine
andere Position haben oder für eine andere Taktik argumentieren würden.
Damit  wir  aber  trotzdem  sinnvoll  agieren  können,  greifen  hier  die  im
vorherigen  Punkt  erwähnten  Mechanismen  des  demokratischen
Zentralismus: Freiheit der Diskussion und Einheit im Kampf. Des Weiteren
diskutieren wir mit dir ein Dokument, was die Organisationsstruktur und
Rechte und Pflichten der Mitglieder erläutert. Zu guter Letzt diskutieren wir
unsere Konsens-Broschüre, wo wir das „Nur Ja heißt Ja“- Prinzip vertreten.
Das ist eine Maßnahme, die wir wichtig finden, um unsere Mitgliedschaft zu
schützen und das Bewusstsein der neuen Mitglieder zu stärken. Ist das alles
abgeschlossen, gibt es eine Abstimmung, ob du als Mitglied aufgenommen
werden kannst. Aber keine Sorge, normalerweise sind diese Abstimmungen
einstimmig und falls es doch Bedenken geben sollte, weißt du das nicht erst
in diesem Moment.

Wie kann ich eine Ortsgruppe in meiner Nähe
finden / zu ihr Kontakt aufnehmen?
D u  k a n n s t  u n s  e i n f a c h  a u f  I n s t a g r a m ,  X  o d e r  p e r  M a i l
(germany@onesolutionrevolution.de) anschreiben und wir vermitteln dir den
Kontakt  einer Person direkt  aus deinem Wohnort  oder aus deiner Nähe.
Keine Angst beim Anschreiben, wir freuen uns immer über Leute, die mal auf



ein Treffen von uns kommen wollen oder einfach nur Nachfragen haben!
Dieser  Kontakt  sagt  dir  dann  Bescheid,  wann  und  wo  das  nächste
Treffen  stattfindet,  und  du  kannst  einfach  vorbeischauen!

Was tun, wenn es keine Ortsgruppe in meiner
Nähe gibt?
Du hast immer auf unsere Endslides geschaut und festgestellt, dass es in
deinem Bundesland oder in deiner nähren Umgebung keine Ortsgruppe von
uns gibt? � Keine Sorge, auch das heißt nicht, dass du dich nicht bei uns
organisieren kannst. Falls die Entfernung nicht zu groß ist, würden wir dich
vermutlich erstmal an die nächste Ortsgruppe in deiner Nähe anbinden. Falls
die nicht existiert, können wir gerne einen online Termin ausmachen und
darüber sprechen, welche Möglichkeiten es so gibt. Auch wenn das vielleicht
erstmal  gruselig klingt,  könntest  du auch einfach selbst  eine Ortsgruppe
aufbauen! Selbstverständlich würden wir dich damit nicht alleine lassen. Du
bekommst dann Material,  sowie personelle und inhaltliche Unterstützung.
Und in deiner Umgebung gibt es bestimmt Gleichgesinnte, denen es genauso
geht  wie  dir.  Durch  den  Aufbau  einer  eigenen  Ortsgruppe  könnt
ihr  zueinanderfinden!  Und  für  den  erfolgreichen  revolutionären
Systemwechsel  brauchen  wir  natürlich  auch  überall  Ortsgruppen  und
Komitees.  Also  warum  nicht  heute  schon  anfangen?!

Muss ich (viel) Theorie gelesen haben? Muss
ich zu jedem Thema eine Position haben?
Um bei uns Mitglied zu werden, musst du erstmal keine Theorie (abgesehen
von unserem Programm und der Konsens-Broschüre) gelesen haben. Auch
wenn es natürlich nachvollziehbar ist, dass du vielleicht erstmal Sorge hast,
dass du als „unbelesen“ rüberkommen könntest, wenn du noch nicht alles
weißt und nicht zu jedem x-beliebigen Thema eine Position hast, können wir
dir versichern, dass wir alle mal genauso angefangen haben. Mal abgesehen
davon,  dass  alles  zu  wissen  doch  recht  utopisch  ist,  ist  es  auch  ein
entscheidender  Vorteil  der  Organisation,  dass  man mit  unterschiedlichen
Positionen in Berührung kommt, sich regelmäßig über Themen austauscht



und ständig etwas dazu lernt! Immerhin organisieren wir Lesekreise und
Schulungen und auch beim Entwerfen von Vorträgen, Artikeln oder Flyern
kann man viel  lernen und festigen,  was  alles  Aktivitäten  sind,  die  ohne
Organisation relativ wenig Sinn haben. Ebenso gibt es natürlich auch immer
die  Möglichkeit  Positionen,  neu  zu  erarbeiten  oder  Vorschläge  für
Veränderungen einzureichen. Natürlich gehört es auch dazu, die Positionen
der  Organisation  in  die  Schulen  und  Bewegungen  zu  tragen,  sowie
gegenüber Außenstehenden zu verteidigen. Auch hier lernt man viel dazu. Du
siehst  also,  durch  diese  ständige  Auseinandersetzung  inner-  und
außerhalb  der  Organisation  kann  man  sein  marxistisches  Verständnis
weitaus  schneller  festigen,  als  wenn  man  alleine  zuhause  „Das  Kapital“
wälzt. Außerdem hast du dann auch immer jemanden zur Hand, der deine
Fragen beantworten kann.

Ich  war  noch  nie  auf  einem  Plenum,  was
erwartet  mich  da?
Als  Plenum  bezeichnen  wir  unser  wöchentlich  stattfindendes
Ortsgruppentreffen.  Auch wenn es  verständlich ist,  wenn du erst  einmal
Angst  davor  hast,  auf  so  viele  neue  Leute  zu  treffen,  können  wir  dir
versichern, dass da nichts Schlimmes passiert und wir uns immer über neue
interessierte  Leute  freuen.  Außerdem  kann  es  manchmal  gut  sein,  sich
seinen Ängsten zu stellen. Um dir die Furcht etwas zu nehmen, wollen wir dir
kurz beschreiben, wie so ein Plenum bei uns abläuft. Anfangs stellen wir uns
erstmal kurz mit unserem Namen und unseren Pronomen, wenn wir uns wohl
damit fühlen, vor. Dann gibt es meist einen kleinen Input, der sich auf ein
aktuelles Thema oder auf eine theoretische Grundlage bezieht. Danach gibt
es die Möglichkeit, Fragen zu stellen und darüber zu diskutieren. Hierfür
haben wir eine Redeliste, d.h. du meldest dich und wirst von der Moderation
drangenommen.  Hierbei  haben  wie  eine  quotierte  Redner:innenliste,  das
h e i ß t ,  w e n n  j e m a n d  s c h o n  s e h r  v i e l  g e r e d e t  h a t ,
werden  andere  vorgezogen.  Auch  gesellschaftlich  Unterdrückte  werden
vorgezogen.  Nach  dem  Input  und  der  Diskussion  besprechen  wir
verschiedene organisatorische Themen wie unsere Politik an Schulen oder
Demotermine. Falls du Fragen dazu hast, kannst du sie auch nach Meldung



zwischendurch  stellen.  Sollten  sie  sich  im  Allgemeinen  auf  unsere
Organisation beziehen,  kannst  du sie  gerne hinterher  stellen,  denn viele
Ortsgruppen  machen  nach  ihren  Treffen  auch  noch  Socials,  wo  solche
Fragen sehr willkommen sind. Falls wir sie noch nicht haben, werden wir
dich dann sicher auch noch um deine Kontaktdaten bitten, da wir dich für
das nächste Treffen/ die nächste Aktion einladen wollen.

Welche  Mechanismen  gibt  es  in
der  Organisation,  um  unterdrückerische
Verhaltensweisen  zu  minimieren?
Auch wenn wir uns es natürlich wünschen würden und uns auch tagtäglich
darum  bemühen,  halten  wir  es  für  utopisch,  dass  unsere  Organisation
ein  komplett  unterdrückungsfreier  Raum  ist.  Immerhin  wurde  unsere
Mitgliedschaft im Kapitalismus sozialisiert und wir sind als Marxist:innen der
Auffassung,  dass  das  Sein  das  Bewusstsein  bestimmt  und  somit  die
Grundlagen  der  Unterdrückungen  erst  mit  der  Klassengesellschaft
vollständig zerschlagen und unterdrückerisches Verhalten somit erst dann
vollständig abgelegt werden kann. Trotzdem legen wir uns jetzt nicht auf die
faule Haut und drehen Däumchen. Einerseits befassen wir uns auf einer
theoretischen Grundlage mit sozialer Unterdrückung, andererseits gibt es
auch  regelmäßig  kollektive  Reflexionsrunden  zum  Beispiel  zum
Thema Sexismus und Rassismus, wo wir über unser Verhalten sprechen und
somit  einen  Ansatz  bieten,  um weiter  an  sich  arbeiten  zu  können.  Des
Weiteren  gibt  es  auch  das  Caucusrecht  für  Betrof fene  von
Unterdrückungen. Ein Caucustreffen bietet die Möglichkeit, sich in einem
geschützteren  Rahmen  über  konkrete  Probleme,  Missstände  und
Vorfälle  wie  beispielsweise  von  Sexismus  innerhalb  der  Organisation
auszutauschen. Es werden Fragestellungen im Zusammenhang mit Sexismus
diskutiert und gemeinsame Ideen und Lösungen ausgearbeitet. Anschließend
können  organisatorische,  politische  oder  analytische  Empfehlungen  und
Forderungen zurück in die Organisation getragen werden. Die Maßnahmen
werden der Mitgliedschaft oder der Leitung vorgelegt, um den Kampf gegen
Sexismus voranzutreiben. Ein Vetorecht gegen Beschlüsse der Leitung oder



abgestimmte  Entscheidungen  der  Mitgliedschaft  hat  der  Caucus  jedoch
nicht.  Prinzipiell  bleibt  aber  erst  einmal  alles,  was  im  Rahmen
des Caucus besprochen wird, unter Verschluss. Sollte es zu Vorfällen von
unterdrückerischem  oder  grenzüberscheitenden  Verhalten  kommen,  wird
eine Kommission einberufen um den Fall zu untersuchen und Empfehlungen
hinsichtlich des Umgangs mit dem:der Täter:in auszusprechen.

106  Jahre:  Die
Oktoberrevolution  und  wie  sie
verraten wurde
Alexander Breitkopf, November 2023

Heute vor 106 Jahren fand im damaligen Russland die Oktoberrevolution
statt und brachte die Gründung der Sowjetunion mit sich. Es war der große
Sieg  des  Sozialismus,  auf  den  rund  70  Jahre  später  mit  dem  Fall  der
Sowjetunion  seine  große  Niederlage  folgte.  Wie  kam es  dazu,  dass  das
bislang  größte  sozialistische  Projekt  der  Weltgeschichte  so  krachend
scheiterte?  Lag  es  an  der  gierigen  Natur  des  Menschen?  Am  inhärent
autoritären Charakter des Staates? War es einfach Pech?

Aller Anfang ist schwer
Die  Sowjetunion  wurde  gegründet  als  Arbeiter_Innenstaat  und  diesen
Charakter hat sie bis ’91 nie ganz verloren. Die bedeutende Mehrheit der
Produktionsmittel verblieb in der Hand des Staates, der Außenhandel blieb
ebenfalls unter seiner Kontrolle, und statt dem Chaos des freien Marktes
herrschte  Planwirtschaft.  Nichtsdestotrotz  bedeutet  das  nicht,  dass  die
Entscheidungen der Regierung auch im Interesse unserer Klasse waren. Im
Gegensatz zum Kapitalismus, der sich auf die sich bereits im Feudalismus
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entwickelnden  kapitalistischen  Wirtschaftsstrukturen  stützen  konnte,
mussten diese für den Sozialismus erst entstehen. Da die Durchsetzung der
neuen Ordnung gegenüber der alten an die Entwicklung der Produktivkräfte
geknüpft  ist,  ist  ihr  Sieg  auch  immer  zu  bedeutenden  Teilen  eine
ökonomische Frage – die neue Wirtschaftsweise, die Produktivkräfte mehr als
die  anderen  fördert,  gewinnt  auf  dem  Weltmarkt.  Eine  ökonomische
Vormachtstellung  zementiert  den  Sieg  des  wirtschaftlichen  Systems.  Die
Wirtschaft der Sowjetunion war jedoch nach einigen guten Jahrzehnten von
Stagnation  geprägt,  und da  die  imperialistischen Staaten  nicht  kampflos
kleinbeigeben,  bedeutet  Stillstand  Rückschritt.  Viel  stärker  als  im
Kapitalismus ist die Wirtschaft im Arbeiter_Innenstaat durch Entscheidungen
des Staates bestimmt und bedarf  einer korrekten Verwaltung.  In diesem
Sinne ist ein ökonomisches Versagen auch ein politisches (auch wenn die
ökonomischen Grundlagen selbstverständlich eine bedeutende Rolle spielen).

Dass die Sowjetunion sich nicht auf dem besten Weg zum Kommunismus
befand,  lässt  sich  jedoch  auch  direkt  an  ihrer  politischen  Struktur
beobachten.  Der  Staat  nimmt  im  Sozialismus  den  Charakter  eines
Halbstaates unter der Kontrolle der Räte an, der die Bedingungen seiner
eigenen Auflösung bereits in sich trägt. Anfangs noch benötigt als Struktur,
die die Konterrevolution zurückhält und die Massen zur politischen Teilhabe
befähigt, verliert er seine Notwendigkeit, je näher der Kommunismus kommt,
und wird kleiner, bis er verschwindet. Das Gegenteil war in der Sowjetunion
der Fall: Diese wurde geprägt von einem immer größeren und repressiveren
bürokratischen  Apparat,  dessen  Mitglieder  ihre  Stellung  gegenüber  den
durchschnittlichen  Arbeiter_Innen  immer  weiter  zu  verbessern  wussten.
Demokratische  Strukturen  waren  Mangelware,  die  Identifikation  der
Arbeiter_Innen  mit  „ihrem“  Staat  schwand  zusehends  –  politische
Emanzipation  der  Klasse  sieht  anders  aus.

Der Aufstieg der Bürokratie
Wie kam es zu dieser Verkehrung der sozialistischen Ideen in ihr Gegenteil?
Zentraler Faktor des Niedergangs der Sowjetunion waren die ökonomischen
Voraussetzungen, die ihr geboten waren. Das zaristische Russland war bis



auf wenige Ausnahmen wie St. Petersburg oder Moskau weit davon entfernt,
kapitalistisches Zentrum zu sein, es hatte die Reste des Feudalismus nicht
einmal vollständig abgeschüttelt. Diese Tatsache wurde durch den auf die
Revolution folgenden Bürger_Innenkrieg noch verschärft, sodass Armut und
Mangel herrschten. Dieser Tatsache sollte mittels der „Neuen ökonomischen
Politik“, die in begrenztem Maße marktwirtschaftliche Elemente einführte,
entgegen getreten werden. Dies geschah nicht ohne Erfolg – die Sowjetunion
machte  rasche  Fortschritte  in  Richtung  des  Zieles,  ökonomisch  die
imperialistischen Industriestaaten einzuholen.  Zugleich ermöglichte dieser
Aufschwung aber auch die Herausbildung einer privilegierten Schicht, und es
wuchs ein bürokratischer Apparat heran, um zwischen diesen Gegensätzen
zu schlichten. In Trotzkis Worten: „Wenn die Waren knapp sind, müssen die
Käufer Schlange stehen. Wenn die Schlange sehr lang wird, muss ein Polizist
für Ordnung sorgen.“ Diese Tatsachen waren ein Stück weit unvermeidbar.
Der Kapitalismus löst sich nicht mit dem Hissen der ersten Sowjetflagge in
Luft auf, seine Strukturen verschwinden nicht von heute auf morgen, und auf
diese in begrenzten Maße zurückzugreifen ist in der Übergangszeit zwischen
den Systemen auch für die perfekteste revolutionäre Partei unvermeidbar.

Stalins neuer „Sozialismus“
Im speziellen Fall der Sowjetunion entwickelten diese bürokratischen Organe
jedoch mit ihrem Anwachsen auch ihre eigenen Interessen, namentlich den
eigenen  Machtausbau,  und  sie  fanden  sich  in  der  Lage,  diese  auch
durchzusetzen. Dies wurde dadurch begünstigt, dass, ebenfalls im Zuge des
Bürger_Innenkrieges,  führende  Köpfe  der  Abrieter_Innenbewegung
gestorben und andere  ein  Misstrauen gegenüber  den Massen entwickelt
hatten  –  die  langen,  konfliktreichen  Jahre  ließen  viele  müde  und
niedergeschlagen  zurück.  Gespiegelt  wurde  dies  in  einer  gewissen
Gleichgültigkeit  der Massen an der Politik der Führung – der „Wille zur
Massenorganisierung“ war an beiden Enden beschädigt. Besonders hilfreich
bei der Festigung der Durchsetzung der bürokratischen Macht waren dabei
zudem zwei politische Maßnahmen, die im Zuge des Bürger_Innenkrieges
getroffen  worden  waren:  Das  Verbot  von  Oppositionsparteien  sowie  das
Verbot von Fraktionen innerhalb der revolutionären Partei.  Eigentlich als



temporäre Maßnahme für die besonders zugespitzten Verhältnisse gedacht,
waren diese nun willkommenes Mittel für die Kleinhaltung von Opposition
von innen und außen auch in Friedenszeiten. Es kam zu einer Entmachtung
der  Partei  und  zu  einer  Zentralisierung  der  Kontrolle  im  Staat  im
bürokratischen  Apparat  unter  der  Führung  von  Stalin.

Dessen Theorie des „Sozialismus in einem Land“ wurde zur Staatsdoktrin,
und das war den Massen durchaus nicht schwer zu verkaufen: Eine Reihe
von  Niederlagen,  beispielsweise  das  Ausbleiben  der  Revolution  in
Deutschland,  hatten  den  Glauben  in  eine  Weltrevolution  erodiert.  Das
bedeutete  aber  auch  eine  Abkehr  vom  Internationalismus:  Friedliche
Koexistenz  mit  den  imperialistischen  Staaten  wurde  gepredigt  &
beispielsweise  mit  dem  Beitritt  in  den  „Völkerbund“  auch  praktisch
umgesetzt.  Arbeiter_Innenkämpfe  wurden  nur  da  unterstützt,  wo  es  den
eigenen Interessen diente, in Spanien setzten sich stalinistische Kräfte sogar
direkt  gegen sozialistische Forderungen ein.  Unter  sowjetischer  Führung
setzte sich diese Politik auch in der Kommunistischen Internationale durch.

Sozialismus im Schneckentempo
Im  Grunde  ist  es  zu  viel  des  Lobs,  den  „Sozialismus  in  einem  Land“
überhaupt als Theorie zu bezeichnen. Sie wurde nirgends in vollständiger
Form formuliert, im Grunde erfüllte sie nur den Zweck, die tagesaktuelle
Politik Stalins im Nachhinein zu rechtfertigen. Bucharin selbst (!!)  fasste
seinerzeit den „Sozialismus in einem Land“ mit den Worten zusammen. „Wir
können den Sozialismus selbst auf dieser armseligen technischen Grundlage
aufbauen, das Wachsen des Sozialismus wird viel, viel langsamer gehen, wir
werden im Schneckentempo dahinkriechen, und doch werden wir an diesem
Sozialismus  bauen,  ja  ihn  gänzlich  errichten.“  Kurze  Zeit  später  wurde
proklamiert, man müsse „in verhältnismäßig minimaler historischer Frist“ die
kapitalistischen Staaten ein- und überholen. Mal war die Sowjetunion schon
sozialistisch,  mal  nicht,  mal  gab  es  noch  Klassen,  mal  nicht.  Besonders
deutlich werden diese Widersprüchlichkeiten am Schicksal des Kulakentums,
des  kleinbürgerlichen  Bäuer_Innentums,  das  erst  lange  Jahre  unter  der
Parole „Bereichert  euch!“ heranwachsen durfte,  bis  die Führung merkte,



dass  sie  den  Karren  „im  Schneckentempo“  gegen  die  Wand  fuhr.  Als
Gegenmaßnahme  wurde  aufs  Gaspedal  gedrückt,  und  die  überhastete
Enteignung der Kulaken hatte fatale Folgen für Produktion wie Menschen
gleichermaßen.  Dass  jede  Theorie  an  der  Praxis  geprüft  und,  wo  nötig,
revidiert werden muss, ist klar, aber eine „Theorie“, die ohne ersichtlichen
Grund erst  A  und dann B hervorbringt,  ist  offensichtlich  von klaffenden
Lücken durchzogen.

Der Niedergang und Fall der Sowjetunion haben historisch belegt, dass die
Idee des Sozialismus in einem Lande nicht funktionstüchtig ist. Es hätte einer
erneuten,  politischen  Revolution  bedurft,  um  den  Weg  in  Richtung
Kommunismus erneut einzuschlagen, einer Redemokratisierung in Form der
Wiedereinführung von Rätemacht und demokratischen Zentralismus, einer
Wiederbesinnung  auf  den  internationalistischen  Charakter  der
Arbeiter_Innenbewegung,  auch  auf  die  Gefahr  hin,  in  Konflikt  mit  den
imperialistischen  Staaten  zu  treten.  Statt  aus  der  Not  eine  Tugend  zu
machen, gilt es heute, mit den Lehren aus der Oktoberrevolution dafür zu
kämpfen, dass der nächsten sozialistischen Revolution ein besseres Schicksal
vergönnt ist.

5 Dinge, die wir heute von der
Oktoberrevolution  lernen
können
Von Jona Everdeen, Oktober 2023

Vor nun 106 Jahren stürzte das russische Proletariat  unter Führung der
Bolschewiki die bürgerliche Kerenski Regierung und errichteten den ersten
langlebigen Arbeiter_Innenstaat der Geschichte: Die Sowjetunion. Dass diese
mit der Zeit immer stärker degenerierte und schlussendlich als direkte Folge
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ihrer  Fehler  unterging,  schmälert  diesen  Triumph  Lenins  und  seiner
Genoss_Innen  kaum.  So  ist  die  Oktoberrevolution  noch  immer  DAS
inspirierende Beispiel für uns als Kommunist_Innen dafür, wie es gelingen
kann, die bourgeoise Klassenherrschaft endlich zu brechen, den bürgerlichen
Staat in einer Revolution des Proletariats hin fortzufegen und auf seinen
Trümmern eine neue Gesellschaft zu errichten. Doch warum genau ist die
Oktoberrevolution für uns, abgesehen von Folklore, heute noch so relevant?
Welche zentralen Erkenntnisse können wir aus ihr für die heutige Zeit und
somit auch für einen neuen Anlauf zum Sozialismus ziehen?

1. Der Hauptfeind steht im eigenen Land
Die erste zentrale Lehre der Oktoberrevolution zeigt sich bereits anhand
ihres  Zustandekommens  selber.  So  geschah  sie  als  Folge  der  sich
abzeichnenden  Niederlage  des  russischen  Zarenreichs  gegen  das
ökonomisch deutlich stärkere und somit mächtigere deutsche Kaiserreich im
1.  Weltkrieg.  Die  Soldaten  waren  nicht  mehr  bereit,  weiter  für  die
imperialistischen Ziele des Zaren und der russischen Bourgeoisie zu sterben.
So kam es zunächst zur Februarrevolution, die den Zaren entmachtete und
später, als die bürgerlich-liberale Kerenski Regierung den Krieg fortführen
wollte,  schließlich  zur  Oktoberrevolution.  Statt  Krieg  und  Imperialismus
wählten die russischen Arbeiter_Innen, Bäuer_Innen und Soldaten Frieden
und Sozialismus.

Dies kam jedoch keineswegs aus dem Nichts. So waren die Bolschewiki unter
Lenin von Beginn des Krieges an, neben der italienischen Sozialdemokratie,
die  einzige  Sektion  der  2.  Internationale,  die  sich  gegen  die
Kriegsanstrengungen  des  eigenen  Imperialismus  stellte  und  keinen
Burgfrieden  mit  diesem schloss.  Stattdessen  warf  Lenin  die  Losung  des
revolutionären  Defätismus  auf.  Das  bedeutet,  dass  die  Niederlage  des
eigenen imperialistischen Staates für die Arbeiter_Innen besser ist als die
Unterstützung  dessen  Kriegsanstrengungen,  dass  der  Hauptfeind  der
Arbeiter_Innen  im eigenen  Land  steht  und  nicht  im gegenüberliegenden
Schützengraben  und  dass  der  imperialistische  Raubkrieg  in  einen
Bürgerkrieg gegen die eigene Kapitalistenklasse und ihren Staat verwandelt



werden muss.

Diese Erkenntnis ist  für uns heute,  wo die Imperialist_Innen, ob sie nun
Putin, Biden, Baerbock oder Sunak heißen, den Militarismus anheizen und
aufrüsten, wichtiger denn je und muss unsere Politik bestimmen in einer sich
möglicherweise anbahnenden Phase neuer Kriege.

2. Die Revolution muss international sein oder
sie ist nichts
Anknüpfend  daran  zeigte  die  Oktoberrevolution  ebenfalls  eine  weitere
Tatsache, die auch in Zukunft von unschätzbarem Wert sein wird: Nämlich
die Tatsache, dass die sozialistische Revolution nur siegen kann, wenn sie als
internationale Revolution gedacht und geführt wird. Dies beweist der Sieg
der jungen Sowjetunion über die ausländische Intervention. So besetzten die
verschiedenen imperialistischen Großmächte in Folge der Oktoberrevolution
sowie  der  weißen  Konterrevolution  mehrere,  teils  große,  Gebiete  des
ehemaligen  russischen  Zarenreichs,  wobei  der  im  Krieg  gegen  das
Zarenreich  siegreiche  deutsche  Imperialismus  zunächst  die  Hauptrolle
einnahm. Deutschland und sein Verbündeter Österreich-Ungarn besetzten
das Baltikum, Belarus, die Ukraine und Teile des Kaukasus. Lenin wusste,
dass er die riesige Übermacht der Mittelmächte nicht militärisch brechen
konnte, er wusste aber auch, dass es in Berlin, Wien und Budapest bereits
brodelte und dass die Chance bestand, dass das Proletariat auch dort den
Imperialismus zu Fall bringen könnte. Während sich Lenin den Forderungen
der Mittelmächte im Frieden von Brest-Litowsk formal unterwarf, spekulierte
er auf die Unterstützung der deutschen, österreichischen und ungarischen
Arbeiter_Innen.  Diese  enttäuschten  ihn  nicht.  Als  die  Niederlage
Deutschlands  an  der  Westfront  abzusehen  war,  kam  es  zum  deutschen
Gegenstück  der  Oktoberrevolution:  der  Novemberrevolution  und  auch  in
Österreich und Ungarn,  angeführt  von ehemaligen Kriegsgefangenen der
K.U.K.-Armee, die die Revolution in Russland miterlebt hatten, kam es zu
Revolutionen, die das Habsburgerreich zersprengten.

Auch  die  Interventionsarmeen  der  Entente-Mächte  Frankreich  und



Britannien mussten vor allem abgezogen werden, da diese nicht mehr für die
Loyalität ihrer Truppen und die Akzeptanz des Kriegseinsatzes in der Heimat
garantieren konnten.

Die Oktoberrevolution, die Etablierung der Sowjetunion, war somit nicht nur
ein  Sieg  des  russischen  Proletariats,  sondern  Resultat  des  vereinten
Klassenkampfes  des  Weltproletariats.  Der  nationalistische-
kriegsbefürwortende Sozialchauvinismus der 2. Internationale war praktisch
besiegt worden.

3. Die Etappentheorie ist Quatsch
Eine weitere These widerlegte die Oktoberrevolution, auch wenn dies bei
vielen nicht richtig ankam und die falsche These noch immer von vielen
stalinistischen  oder  maoistischen  Kräften  für  wahr  gehalten  wird:  die
Etappentheorie.

So zeigte der Sieg der Oktoberrevolution, dass es sehr wohl möglich war,
auch in einem rückständigen, nicht voll entwickelt kapitalistischen Land wie
Russland  eine  sozialistische  Revolution  durchzuführen  und  einen
Arbeiter_Innenstaat  aufzubauen.

Ein Flügel der Bolschewiki, dem auch Stalin angehört hatte, hatte für eine
Anpassung an die Politik der Menschewiki und somit die Akzeptanz eines
Stadiums der bürgerlich-kapitalistischen Entwicklung gestimmt,  da dieses
laut ihm nötig sei, um die Bedingungen für die sozialistische Revolution zu
schaffen. Die Mehrheit der Bolschewiki, angeführt von Lenin und Trotzki,
hingegen  hatte  für  die  Revolution  gestimmt.  Sie  konnten  mit  der
Oktoberrevolution  aufzeigen,  dass  die  Bedingungen  für  diese  bereits  da
waren  und  dass  es  möglich  war,  in  direkter  Folge  der  siegreichen
bürgerlichen Revolution eine sozialistische durchzuführen. Somit hatte sich
Trotzkis Theorie der „Permanenten Revolution“ bestätigt.

Damit war die Etappentheorie jedoch leider noch lange nicht tot und wurde
von stalinistischen Kräften immer wieder angewandt, so z.B. im chinesischen
Bürgerkrieg  der  20er  Jahre  sowie  später  im  Iran.  Dadurch,  dass  die



stalinistische Tudeh Partei dort behauptete, der Iran bräuchte zuerst eine
unabhängige  bürgerlich  kapitalistische  Entwicklung und entsprechend zu
einer Zusammenarbeit mit der „nationalen“, und in diesem Fall religiösen
Bourgeoisie aufrief, konnten die Mullahs überhaupt an die Macht gelangen
und ihre bonapartistische Terrorherrschaft etablieren nachdem die iranische
Revolution 1973 den Schah gestürzt hatte. Umso wichtiger ist es, in Zukunft
stets für die Losung der permanenten Revolution zu werben und aufzuzeigen,
dass es sehr wohl möglich und nötig ist, in einem weniger entwickelten Land
einen Arbeiter_Innenstaat zu errichten.

4.  Nur  der  Sozialismus  schlägt  den
Nationalismus!
Kürzlich  erst  kam  es  erneut  zu  einer  Eskalation  des  jahrzehntealten
Konfliktes  zwischen  Armenien  und  Aserbaidschan  um  die  Region
Bergkarabach.  Doch  während  1917/18  und  1993/94  zwei  brutale  Kriege
stattfanden, war es viele Jahre dazwischen ruhig in Bergkarabach und es war
möglich, dass Armenier_Innen und Aseris friedlich nebeneinanderlebten. So
konnten sich die linken Bolschewiki durchsetzen, die die Sowjetunion als eine
Konföderation verschiedener Sowjetrepubliken aufbauen wollten,  während
andere  rechte  Kräfte  eher  eine  Art  großrussischen  Arbeiter_Innenstaat
anstrebten.

Dadurch konnten sich nationale Gruppen selber verwalten. Zusätzlich zu den
Sowjetrepubliken  gab  es  auch  Regionen  mit  Autonomiestatus,  wie  eben
Bergkarabach, die sich auch innerhalb der Sowjetrepublik, in der sie sich
befanden, selbst verwalten konnten. Zwar sorgte die stalinistische Bürokratie
später für eine undemokratische Zentralisierung, die sie benötigte, um ihre
Macht zu sichern. Jedoch entschärfte die Selbstverwaltung der Republiken
sowie das vereinende Element des Aufbaus des Arbeiter_Innenstaates, der
durch  eine  extrem schnelle  nachholende  wirtschaftliche  Entwicklung  für
viele  Jahre  das  Lebensniveau  drastisch  anheben  konnte,  die  nationalen
Konflikte sowie das Entstehen von Rassismus und Chauvinismus. Erst als die
stark  degenerierte  Sowjetunion  in  den  80er  Jahren  in  ihre  finale  Krise
geraten war, entluden sich alte nationale Konflikte wieder und es kam zu



erneutem Hass, der in Bergkarabach in einen brutalen Krieg mündete.

5.  Queer  und  Frauenbefreiung  heißt
Sozialismus!
Nicht nur gegen Nationalismus und Rassismus konnte die frühe Sowjetunion
Erfolge verbuchen, auch in der Frage der selbstbestimmten Sexualität wurde
sie in Folge der Oktoberrevolution zum fortschrittlichsten Land der Welt.
Während in der BRD 50 Jahre später noch ausnahmslos jede homosexuelle
Handlung  (zwischen  Männern)  unter  Strafe  stand,  legalisierten  die
Bolschewiki  unter  Lenin  Anfang  der  20er  Jahre  Homosexualität  in  den
Ländern der Sowjetunion.

Damit  war  allerdings  die  gesellschaftliche  Unterdrückung  von  queeren
Menschen  bei  weitem  noch  nicht  beseitigt,  da  das  rückschrittliche
Bewusstsein  der  Bevölkerung  diesbezüglich  mit  der  progressiven
Gesetzeslage in Widerspruch stand und es keine organisierte Bewegung der
Homosexuellen gab, wie es zum Beispiel eine proletarische Frauenbewegung
gab. Jedoch war ein riesiger erster Schritt gemacht, dem vermutlich, wenn
die  Sowjetunion nicht  bürokratisch  degeneriert  wäre,  auch noch weitere
Schritte gefolgt wären.

Stalin  jedoch  machte  diesen  ersten  Schritt  zur  queeren  Befreiung  1934
wieder zu Nichte, in erster Linie als Zugeständnis an die orthodoxe Kirche
und sie  umgebene  konservative  Kräfte,  stellte  er  Homosexualität  wieder
unter Strafe.

Dennoch bleibt die Erkenntnis: Sozialismus schafft die Bedingungen, die für
queere  Befreiung  notwendig  sind.  Auch  die  im  Vergleich  zu  den
kapitalistischen Staaten deutlich bessere Lage von queeren Menschen in der
DDR im Vergleich zur BRD zeigt das auf, auch wenn hier ebenso wie in der
UDSSR keine vollständige Befreiung und Akzeptanz durchgesetzt wurde und
auch  diesbezüglich  ein  rückschrittliches  Bewusstsein  in  vielen  Köpfen
zurückblieb.

Auch die Frauenbefreiung war Teil der Oktoberrevolution. Die Beschlüsse,



die 1918 bezüglich Ehe, Familie und Vormundschaft getroffen wurden, sind
vermutlich die fortschrittlichsten, die die Welt je gesehen hat. Die Abtreibung
wurde  legalisiert,  Ehen  konnten  viel  leichter  geschlossen  und  wieder
geschieden werden,  wobei  beide Ehepartner  gleichberechtigt  waren.  Des
Weiteren  wurden  erste  Schritte  zur  Vergesellschaftung  von  Hausarbeit
gemacht,  was  die  Frauen  aus  der  doppelten  Ausbeutung  ansatzweise
befreien  konnte  und  dazu  führte,  dass  die  Reproduktionsarbeit  in  der
Gesellschaft effektiver organisiert werden konnte.

Doch auch die Frauenpolitik blieb nicht von der stalinistischen Bürokratie
verschont. Die Umgestaltung der Partei 1924 benachteiligte nicht nur die,
die offene Kritik äußern wollten, um Fortschritte zu erzielen, sondern es
waren auf einmal auch weniger Frauen, die Posten bekleideten. Man erklärte
die Befreiung der Frau für bereits  abgeschlossen und sah deshalb keine
Notwendigkeit mehr für Einrichtungen, die nur für Frauen bestimmt waren.
Es  ging  sogar  soweit,  dass  es  besondere  Straftatbestände  gab,  die  nur
Frauen begehen konnten, wie Teil einer Familie zu sein, die „ein Feind des
Volkes“ ist. Trotzki meinte daher, dass die Bürokratie es geschafft habe, den
reaktionärsten  Kern  der  Klassengesellschaft  wieder  herzustellen:  die
bürgerliche  Familie.

#WirFahrenZusammen:  Vom
Bahnstreik  zum
Verkehrswendestreik
Von Lia Malinovski, August 2023

In  wenigen  Monaten  beginnt  die  Tarifrunde  im Öffentlichen  Nahverkehr
(TVN).  Die  Beschäftigten  kämpfen  dort  für  bessere  Arbeitsbedingungen,
unter  Anderem  höhere  Löhne,  längere  Pausen-  und  Umschlagszeiten[1].
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Beteiligte Gewerkschaften sind die ver.di und die EVG, führend dabei ist
jedoch in den meisten Betrieben die ver.di.  Alle Bundesländer dürfen im
nächsten Jahr streiken, bis auf Bayern. In diesem Artikel  wollen wir uns
angucken, wie wir von dem kommenden Streik in einen politischen Streik für
die Verkehrswende kommen.

Schon im März 2023 ist die Kampagne „#WirFahrenZusammen“ (WFZ) mit
Beschäftigten  im  ÖPNV  auf  die  globalen  Fridays  for  Future  (FFF)-
Demonstrationen  gegangen.  Ver.di  hatte  den  Streiktag  im  Öffentlichen
Dienst  auf  den  Tag  von  der  globalen  Demonstration  gelegt,  sodass  die
Beschäftigten  ihren  Kampf  in  den  Kampf  von  FFF  tragen  konnten.  Die
Kampagne ist noch sehr neu und in der Findungsphase, weshalb es nicht
einfach ist, verlässliche Infos zu bekommen. Die Informationen, auf denen ich
den  Artikel  basiere,  stammen  aus  Recherche  in  den  Strukturen  der
Kampagne, aus einem Interview mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung und von
Genoss_Innen, die selber in der Kampagne aktiv sind oder bei der Deutschen
Bahn arbeiten. Es gibt bis auf den FFF-Streik im März bisher keine aktive
Außenwirkung der Kampagne, wobei sie zur IAA in München mobilisieren
wollen und dort einen Block in der Demo stellen wollen.

WFZ versucht einen Schulterschluss aus linken Teilen der Klimabewegung,
die  die  Notwendigkeit  der  Zusammenarbeit  mit  der  Arbeiter_Innenklasse
erkannt haben, und ÖPNV-Beschäftigten herzustellen. So haben sie es bspw.
In  Köln  geschafft,  Forderungen  bei  den  ÖPNV-Beschäftigten  populär  zu
machen,  indem  sie  ihre  Forderungen  mit  Unterschriftensammlungen
unterstützten und so das Vertrauen der Arbeiter_Innen gewinnen konnten.
Teile der Gewerkschaftsapparate von ver.di und der EVG unterstützen die
Kampagne, vermutlich allerdings in erster Linie, um politische Forderungen
aus dem Tarifkampf auszugliedern. Denn sie wissen von der Notwendigkeit,
politisch  zu  kämpfen,  wollen  aber  auch  nicht  aufs  Spiel  setzen,  gute
Sozialpartner_Innen  (für  die  Konzerne)  zu  sein.  WFZ  bietet  für  sie  die
Möglichkeit, zu zeigen „hey, wir haben doch auch politische Forderungen“,
ohne für diese tatsächlich kämpfen zu müssen. WFZ selbst versucht diese
Masche der  Gewerkschaften aber  nicht  zu  problematisieren oder  gar  zu
ändern, da sie fürchten, das Bündnis zu verlieren. Verständlicherweise, denn



es gibt kaum unabhängige Strukturen in den Belegschaften, die nicht von der
Gewerkschaftsbürokratie (privilegierte Führung) abhängig sind. Damit aber
der  Schulterschluss  aus  Arbeiter_Innen  und  Klimabewegung  möglich  ist,
ohne abhängig von der Bürokratie zu sein, braucht es genau diese Kräfte.

Von der Straße auf die Schiene!

„Wir Fahren zusammen“ kann also kaum die Bürokratie kritisieren. Dabei
müssten  sie  genau  dies  tun,  um  oppositionelle  Kräfte  innerhalb  der
Belegschaften und Gewerkschaften zu stärken. Das führt dazu, dass sie sich
der Bürokratie unterordnen und einen in erster Linie ökonomischen Kampf
der  Gewerkschaften  unterstützen,  die  politische  Perspektive  dabei  aber
schrittweise  aufgeben.  Für  die  Verkehrswende  ist  es  aber  unerlässlich,
ökonomische  Kämpfe  mit  politischen  zu  verbinden:  Wir  stehen  vor  der
Herausforderung,  dass  die  Anforderungen an den Schienenverkehr stetig
wachsen. Es braucht einen massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur, um
diese zum Kern der zukünftigen Verkehrsweise zu machen. Dafür reicht es
aber nicht, einfach nur mehr Lohn zu fordern. Es braucht neben längeren
Umschlagszeiten  auch  mehr  Personal,  mehr  Geld  und  geringere
Anforderungen  für  die  Bahn.  Auch  die  zunehmende  Privatisierung  und
drohende Zerschlagung der Bahn erfordern politische Antworten.

Wir  möchten,  bevor  wir  thematisieren,  wie  wir  zum  politischen  Streik
kommen, darauf eingehen was eigentlich im ÖPNV notwendig ist  für die
Verkehrswende. Denn nur mit einer Vorstellung davon, was Ausbau bedeutet
und wie der Verkehr aussehen muss, können wir für diesen Kämpfen. Die
aktuelle Situation ist, dass große Streckenabschnitte in ganz Deutschland,
insbesondere aber in Ostdeutschland, stillgelegt und zugunsten des Autos
abgebaut wurden. Während man mit dem Auto problemlos von A nach B
kommt (wenn man nicht gerade in einer Großstadt lebt), braucht die Bahn
häufig doppelt so lang oder länger, man kann sich nicht darauf verlassen,
dass sie pünktlich kommt oder dass sie überhaupt fährt. Jeder dritte Zug war
im letzten Jahr zu spät – von denen die überhaupt gefahren sind. Das liegt
nicht nur daran, dass viele Strecken zurückgebaut wurden, sondern auch
daran, dass die verbliebenen Strecken völlig überlastet sind (Beispielsweise
Hamburg-Hannover mit 126% Auslastung). Neben dem kulturellen Aspekt,



dass ein neues, hübsches Auto als Statussymbol gilt, macht auch das den
Autoverkehr  attraktiver  und  es  ist  also  nicht  verwunderlich,  dass  die
Neuzulassungen von PKWs in manchen Jahren kaum relevant zurückgehen
und  in  anderen  sogar  zunehmen  (2022  wurde  ein  Anstieg  von  1,1%
verzeichnet).

Dabei ist das Rad-Schiene-System mit Abstand das effizienteste, da wenig
Reibung entsteht und es meistens von Außen mit Strom betrieben wird. Nicht
nur kann ein Zug auf ausgebauten Strecken deutlich schneller fahren, er
fährt auch viele Hundert bis Tausend Menschen mehr von A nach B als ein
Auto. Aber was heißt Ausbau genau und wie kommen wir dahin? Es müssen
selbst  die  kleinsten  Ortschaften  an  das  öffentliche  Schienensystem
angeschlossen werden. Das bedeutet, dort wo es einen Nutzen für schon
wenige tausend Menschen hat, müssen Schienen gebaut werden (wenn es
möglich ist). Tramkonzepte, kleine Bahnen und Schnellfahrstrecken müssen
den Kern des neuen Verkehrs bilden.  Dort  wo es nicht möglich ist  oder
schlicht mehr Ressourcen binden würde, Schienen zu bauen, sollten Car-
Sharing-Konzepte oder Oberleitung-betriebene Busse die Anbindung an den
nächstgelegenen  Bahnhof  ermöglichen.  Gleiches  gilt  auch  für  den
Gütertransport: Bis auf die letzten Kilometer sollte alles über die Schiene
fahren,  die  letzten  Kilometer  möglichst  ebenfalls  über  Oberleitung.
Grundlegend  ist  außerdem,  dass  das  Schienennetz  100% strombetrieben
läuft.

Vom Bahnstreik zum Verkehrswendestreik…

Obwohl das nur einen kleinen Ausschnitt darstellt, sehen wir schon hier die
Grenzen von rein ökonomischen Streiks und Forderungen. Der Ausbau auf
100% strombetriebene Gleise lässt sich nicht mit mehr Lohn und längeren
Umschlagzeiten  ermöglichen.  Letztendlich  muss  der  Verkehrssektor
enteignet und unter Arbeiter_Innenkontrolle gestellt werden, um nicht mehr
für Profit, sondern den Schutz von Mensch & Umwelt zu produzieren. Wie
kommen wir jetzt also zum politischen Verkehrswendestreik?

Die Kampagne „Wir Fahren Zusammen“ geht einen wichtigen ersten Schritt:
Die  Verbindung  zwischen  Klimabewegung  und  Arbeiter_Innenklasse  ist



essentiell, um zum Einen höhere Schlagkraft zu haben, andererseits auch,
um nicht  Klimaschutz  und  direkte  Nöte  der  Arbeitenden  gegeneinander
ausspielen zu können. Dabei darf die Kampagne aber nicht vor Kritik an der
Bürokratie zurückschrecken, die sich mit aller Kraft gegen politische Streiks
wehren wird. WFZ sollte oppositionelle und klassenkämpferische Kräfte in
den Gewerkschaften unterstützen in ihrem Kampf für Basisorganisierung,
Rechenschaftspflicht  und  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Posten  in  den
Gewerkschaften. Als Revolutionäre müssen wir in WFZ also aufzeigen, wieso
es  notwendig  ist,  sich  nicht  unter  die  Gewerkschaftsbürokratie
unterzuordnen.  Wir  müssen  den  Widerspruch,  den  die  Bürokratie  selbst
geschaffen  hat,  weiter  vertiefen  und  alles  daran  setzen,  dass  die
Beschäftigten  und  die  Basis  der  Gewerkschaften  ihre  ökonomischen
Forderungen mit  politischen ergänzt.  Hier  müssen auch Kampagnen wie
WFZ auf die Beschäftigten zugehen und mit ihnen gemeinsame Forderungen
entwickeln.  Wer  die  Notwendigkeit  der  Forderungen erkennt,  wird  nicht
aufhören dafür zu kämpfen, wenn ein undemokratischer Apparat Nein sagt.

[1]  Umschlagszeit  ist  die  Zeit,  in  der  eine  Bahn,  die  am  Zielbahnhof
angekommen ist, stehen bleibt, bevor sie in die andere Richtung zurück fährt

Gewerkschaften  und  die
sozialistische Revolution
Lukas Müller, Rede vom 1. Mai 2023 in Leipzig

Ich bin Lukas, ich bin Sozialpädagoge in der Jugendhilfe, bei ver.di und aktiv
in  der  Gruppe  Arbeiter:innenmacht,  sowie  der  Jugendorganisation
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Aktuell arbeiten wir als Gruppe auch im Bündnis „wir-fahren-zusammen“ mit,
welches hier in Leipzig versucht eine Brücke zwischen der Umwelt- und der
Gewerkschaftsbewegung zu schlagen und in beide eine antikapitalistische
Perspektive zu tragen.

Der Lebensstandard von Lohnabhängigen in Deutschland ist seit Corona und
Inflation immer weiter gesunken, während die Konzerne gleichzeitig an die
Aktionär:innen für das vergangene Jahr Gewinne in Rekordhöhen auszahlen
wollen. Die 100 größten Unternehmen sollen zusammen ca. 62 Milliarden an
Dividenden an ihre Anteileigner ausschütten. Und diese Anteileigner sind in
erster Linie natürlich eine Handvoll Kapitalist:innen. Die Konzerne konnten
ihre  Gewinne  um  mehr  als  10  %  im  Vergleich  zum  vergangenen  Jahr
steigern, aller Krisen zum Trotz. Gewinne, die durch die Arbeitskraft von uns
Lohnabhängigen erwirtschaftet werden. Und wie immer wird natürlich das
Märchen verbreitet, es sei nicht genug für Lohnerhöhungen da. Es sind die
üblichen dreisten Lügen unser Klassenfeinde.

Als  Antwort  darauf  sehen  wir  aber  auch  einen  Aufschwung  von
Arbeitskämpfen  und  Streiks  seit  vergangenem  Jahr.  Auch  die
Lohnforderungen  der  Gewerkschaftsführungen  sind  dieses  Jahr  deutlich
höher ausgefallen als üblich. Beschäftigte strömen entgegen des vorherigen
jahrzehntelangen Trends wieder in die Gewerkschaften und organisieren sich
in ihrem Betrieb. Zehntausende haben sich alleine bei ver.di seit Anfang des
Jahres neu organisiert. In vielen Betrieben ist die Organisierung sprunghaft
angestiegen.  Eine  halbe  Millionen  haben  sich  an  den  Warnstreiks  im
öffentlichen Dienst beteiligt. Beim gemeinsamen Streik von ver.di und EVG,
an dem sich Busse, Straßenbahnen, U- und S- Bahnen, Fernzüge, Flughäfen
und  Hafenarbeiter:innen  beteiligt  haben,  wurde  ganz  Deutschland
lahngelegt.  Das  hat  es  seit  ca.  20  Jahren  nicht  mehr  gegeben.

Der  zunehmende  Grad  der  Organisierung  und  Kampfbereitschaft  der
Belegschaften  spiegelt  sich  allerdings  wenig  bis  gar  nicht  in  den
Tarifabschlüssen wieder. Bei der Post hat sich die Gewerkschaftsführung auf
einen  von  Konzernseite  in  letzter  Sekunde  vorgelegten  Vorschlag
eingelassen, während die Urabstimmung zum Streik schon längst gelaufen
war und sich gezeigt hat, dass über 85 % der Beschäftigten kampfbereit für



einen  unbefristet  Streik  sind.  Der  Abschluss  ist  eine  Katastrophe  und
bedeutet abermals massive Reallohnverluste für die Beschäftigten, während
der  Konzern  im  vergangen  Jahr  einen  neuen  Rekordgewinn  von  8,4
Milliarden eingefahren hat. Das Ergebnis im TVöD fällt zwar nicht ganz so
katastrophal  aus,  bleibt  mit  seinen 24 Monaten Laufzeit  aber  auch weit
hinter  den  Forderungen  zurück  und  geht  kaum  über  den  faulen
Schlichtungskompromiss  hinaus.

Das  sind  keine  Einzelfälle,  sondern  das  hat  System.  Wenn  wir  uns  die
Struktur der Gewerkschaften im Allgemeinen und der Tarifkommissionen im
Besonderen  anschauen,  dann  fällt  schnell  auf,  dass  es  ein  massives
Machtgefälle  zwischen  der  Basis  und  dem  Apparat  aus  hauptamtlichen
Funktionär:innen,  der  Bürokratie,  gibt.  In  den Tarifverhandlungen geben
nicht Vertreter:innen aus den Belegschaften selbst den Ton an, sondern die
Funktionär:innen, die vom Ergebnis gar nicht betroffen sind. Die Richtlinien
der Tarifkommissionen werden nicht in der Satzung geregelt, sodass diese
nicht von der Basis auf dem Gewerkschaftstag mitbestimmt werden können,
sie werden vom Vorstand oder Beirat festgelegt.  Es gibt eine Pflicht zur
Verschwiegenheit  über  die  Verhandlungen.  Die  Gewerkschaftsbürokratie
verheimlicht also gegenüber den Belegschaften was genau diskutiert wurde,
ob es Gegenvorschläge gab und wer wie abgestimmt hat.  Und am Ende
haben  die  Beschäft igten  keiner le i  Einf luss  darauf ,  ob  das
Verhandlungsergebnis angenommen wird oder nicht, denn die Befragungen
sind nicht mehr als ein Stimmungsbild, ohne bindende Kraft. Die Bürokratie
entzieht  sich  weitestgehend  der  Kontrolle  der  Basis.  Bis  auf  einige
Funktionäre als Mitglieder eines Gremiums, sind die Hauptamtlichen für die
Basis weder wähle- geschweige denn abwählbar.

Gewerkschaftsfunktionär:innen  verdienen  Gehälter,  die  jene  der
Beschäftigten um ein Vielfaches übersteigen, von den Gewerkschaftsbossen
mit ihren Jahresgehältern in Höhe von teilweise mehreren 100.000 € ganz zu
schweigen. Die Bürokratie hat ihren Frieden mit dem Kapitalismus und der
Ausbeutung  der  Lohnarbeit  längst  geschlossen.  Die  Gewerkschaftsbosse
sitzen mit den Kapitalist:innen in den großen Aufsichtsräten und betrachten
sich als Mitverwalter der Konzerne. So saß der Ver.di Chef Frank Werneke



bis letztes Jahr z.B. im Aufsichtsrat von RWE und der deutschen Bank. Die
Bürokratie hat ihre eigene soziale Frage vorerst gelöst. Dadurch hat sie ein
ganz eigenes soziales Interesse: Sie will  die Arbeiter:innenklasse mit den
Konzernen  im  Sinne  der  sogenannten  „Sozialpartnerschaft“  und  des
„Interessensausgleich“  versöhnen. Aber mit den Kapitalist:innen und ihrem
System der Ausbeutung kann es keine Versöhnung geben!

Das Bestehen einer versöhnlerischen Bürokratie ist keineswegs eine neuere
Entwicklung  der  heutigen  Gewerkschaften.  Bereits  zurzeit  von  Rosa
Luxemburg  und  Lenin  war  dies  der  Fall.  Lenin  bezeichnet  die
Gewerkschaftsführungen  in  seiner  wichtigen  Schrift  „Der  linke
Radikalismus“ als reaktionär, als Agenten der Kapitalist:innen innerhalb der
Arbeiter:innenklasse.  Und  auch  Rosa  Luxemburg  lieferte  sich  mit  den
deutschen  Gewerkschaftsspitzen  einen  heftigen  Schlagabtausch  und
verfasste im Zuge dessen ihr viel beachtetes Buch „Massenstreik, Partei und
Gewerkschaft“. Heißt das also, dass sich Lenin und Luxemburg gegen die
Gewerkschaften richteten? Im Gegenteil. Beide erklärten es für ein zentrales
Ziel von Marxist:innen innerhalb der Gewerkschaften aktiv zu sein, dort ihre
Ideen zu verbreiten und die Kontrolle über die Gewerkschaften in die Hände
der  Arbeiter:innenklasse  selbst  zu  legen.  Kräfte,  die  die  Arbeit  in  den
Gewerkschaften ablehnten, überzog Lenin in besagter Schrift mit beißendem
Spott.

Historisch gesehen sind die Gewerkschaften spontan aus dem Kampf heraus
entstanden, aus der bitteren Notwendigkeit sich gegen die unmittelbarsten
Angriffe der Kapitalist:innen verteidigen zu setzen. Und auch heute noch
treten Lohnabhängige unabhängig von ihrer politischen Vorerfahrung oder
ihren politischen Ansichten in die Gewerkschaften ein, um sich zur Wehr zu
setzen. Sie sind die ersten Sammelpunkte des Widerstandes, wie Friedrich
Engels schrieb, sie sind eine Schule des Klassenbewusstseins und bilden die
Grundlage für die Vereinigung der gesamten Arbeiter:innenklasse. Über 5
Millionen Arbeiter:innen sind in den Gewerkschaften des DGB in Deutschland
organisiert. Es sind jene Teile der Klasse, die bereits jetzt ein rudimentäres
Klassenbewusstsein  besitzen.  Nicht  in  den  Gewerkschaften  arbeiten  zu
wollen, würde bedeuten den Kampf gegen die Bürokratie aufzugeben und



diese ersten Sammelpunkte des Widerstand mit ihren aktuell  5 Millionen
fortschrittliche Arbeiter:innen der Bürokratie kampflos zu überlassen.  Das
ist  genauso falsch,  wie sich der Bürokratie und ihrer Sozialpartnerschaft
kritiklos unterzuordnen.

 Für  Marxist:innen  ist  es  eine  zentrale  Aufgabe  innerhalb  der
Gewerkschaften und der von ihr geführten Tarifkämpfe an vorderster Front
mitzukämpfen. Die Tarifkämpfe sind ein wichtiger Ansatzpunkt um Kämpfe
zuzuspitzen und ökonomische mit politischen Fragen zu verbinden. Sie sind
ein  Ansatzpunkt  der  Selbstermächtigung  und  Selbstorganisation  der
Arbeiter:innenklasse  und  damit  auch  ein  Ansatzpunkt  die  Macht  der
Bürokratie  zu  zerbrechen.  Marxist:innen  sollten  innerhalb  der
Gewerkschaften offen als solche auftreten und ehrlich darlegen für welche
politischen Positionen und Taktiken sie stehen. Wir sollten zu Wahlen in den
Gewerkschaften  und  den  Betrieben  antreten.  Wir  müssen  für  das  Recht
eintreten, dass innerhalb der Gewerkschaften jede/r die Möglichkeit hat mit
Flugblättern, Zeitungen, Veranstaltungen usw. um Positionen zu kämpfen,
was sich nach wie vor die Bürokratie vorbehält.  Um die Macht aus den
Händen der Bürokratie zu nehmen ist es zentral,  lokale Komitees in den
Fabriken  aufzubauen,  in  denen  die  ArbeiterInnen  ihre  Kämpfe  selbst
organisieren  und  Perspektiven  diskutieren.  Weiter  müssen  wir  für  die
Demokratisierung  des  Gewerkschaftsapparats  unter  Kontrolle  der  Basis
kämpfen. Dieser Kampf bedeutet, dass sämtliche politischen FunktionärInnen
auf  lokalen,  regionalen  oder  bundesweiten  Versammlungen  gewählt  und
jederzeit  wieder  abgewählt  werden  können.  Es  bedeutet,  dass
Entscheidungen über Streiks von der Basis mit einfacher Mehrheit gefällt
werden. Es bedeutet, dass der Rahmen in dem Tarifverhandlungen geführt
werden vorher von den ArbeiterInnen abgesteckt  wird und das Ergebnis
zustimmungsbedürftig  ist.  Außerdem sollten wir  dafür  kämpfen,  dass die
Gehälter  der  FunktionärInnen  den  durchschnittlichen  Lohn  eines/r
FacharbeiterIn  nicht  übersteigen.

Für all das ist eine organisierte Basisopposition mit eigenen Strukturen in
den Gewerkschaften nötig. Gemeinsam mit einer Reihe andere Marxistischen
Gruppen, wie der DKP, Klasse gegen Klasse, SAV, Sol und weitere haben wir



vor  ca.  3  Jahren  die  VKG Vernetzung  für  kämpferische  Gewerkschaften
gegründet, an deren Gründungskongress ich beteiligt war. Die VKG kann die
Keimzelle einer solchen organisierten Basisopposition sein, wenn wir sie als
solche gemeinsamen weiter aufbauen. Die Klasse für sich gewinnen können
wir  Marxist:innen  nur,  wenn  sie  lernen  „im  Wirtschaftskampf  nicht  nur
Verkünder  der  Ideen  des  Kommunismus  zu  sein,  sondern  die
entschlossensten Führer des Wirtschaftskampfes und der Gewerkschaften zu
werden. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, aus den Gewerkschaften
die opportunistischen Führer zu entfernen. Nur auf diese Weise können die
Kommunisten an die Spitze der Gewerkschaftsbewegung treten und sie zu
einem Organ des revolutionären Kampfes für den Kommunismus machen.“
(2. Kongress KI 1920)

Wenn euch das Thema interessiert, dann kommt zu unserer Veranstaltung
am kommenden Donnerstag um 19 Uhr in der Bäckerei, Josephstraße
12, in Lindenau.

Dankeschön!

Rätedemokratie – was ist das?
Von Stephie Murcatto

Die  Klimagerechtigkeitsorganisation  „Letzte  Generation“  fordert
„Gesellschaftsräte“,  die  aus  gelosten  Vertreter_Innen  aus  allen
Bevölkerungsschichten  bestehen  und  der  Bundesregierung  Empfehlungen
aussprechen soll. Die Räte hätten dann aber keine gesellschaftliche Macht.
Wir  wollen  hier  unser  Verständnis  was  Rätedemokratie  ist  und  wie  das
funktioniert,  als  wesentlich  demokratischere  Alternative  zur
parlamentarischen  Demokratie,  wieder  auflegen.  Die  Rolle  der
Rätedemokratie  wäre  dann  auch  nicht  nur  Maßnahmen  gegen  den
Klimawandel auszuarbeiten, sondern die Räte würden beschließendes und
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ausführendes  Organ  zugleich  sein.  Dazu  kommt  auch  noch,  dass  ein
Rätesystem nicht nur aus zufällig gewählten Durchschnitten der Gesellschaft
bestehen würde,  sondern  tatsächlich  aus  der  ganzen Gesellschaft,  damit
diese dann auch als Gesamtes Entscheidungen treffen kann.

Wie ist eine Rätedemokratie aufgebaut?
Rätesysteme  sind  ein  Stufenhaft  aufgebautes  System,  in  dem  die
Repräsentant_Innen  direkt  an  die  Wähler_Innen  gebunden  sind  und  als
koordinierendes  und  ausführendes  Organ  dienen,  also  Entscheidungen
treffen  und  diese  durchsetzen.  Dabei  ist  wichtig,  dass  gewählte
Repräsentant_Innen also immer rechenschaftspflichtig und jederzeit  wähl-
und wieder  abwählbar  gegenüber  ihrer  Basis  sind.  Es  gibt  verschiedene
Ebenen: In einzelnen Betrieben und Fabriken, in Branchen, auf Regional- und
Stadtebene, auf Landesebene und Internationale Räte, die alle auf einander
aufbauen.

Das heißt jetzt konkret, dass sich zum Beispiel eine Fabrik einen Rat gewählt
hat,  der  die  Interessen  der  Arbeiter_Innen  dieser  Fabrik  vertritt.  Die
Mitglieder dieses Rates kommen aus der Arbeiter_Innenschaft dieser Fabrik
und sind zuständig dafür zu sorgen, das alles innerhalb der Fabrik gut läuft.
Wenn  die  Arbeitsbedingungen  sich  verschlechtern  können  sie  z.B.  auch
Streiks  organisieren,  um  sie  wieder  zu  verbessern,  sollten  sie  die
Arbeitsbedingungen  nicht  eh  kontrollieren.

Dann gibt es die nächste Stufe der Räte, die Stadt- und Regionalräte. Das
wäre dann ein Rat, der aus Repräsentant_Innen all der verschiedenen Räte,
die  es  innerhalb  einer  Stadt  oder  Region  gibt  zusammengesetzt  werden
würde.  Also  aus  Repräsentant_Innen  der  Fabriken,  der  Büros,  der
Krankenhäuser, der Schulen, der Unis,… und allen anderen Räten innerhalb
einer Stadt. Dieser Rat kann dann z.B. Stadtweise Entscheidungen mit den
verschiedenen  Räten  organisieren  und  umsetzen  wie  die  Reparatur  von
Straßen  mit  einem  Rat  von  Bauarbeiter_Innen  oder  die  Reparatur  von
Stromnetzen mit Elektroniker_Innen. Außerdem organisieren sie auch die
Arbeiter_Innenmilizen, die dem Schutz der neuen Ordnung dienen, also die
kapitalistischen  Konterrevolutionsversuche  abwehren,  aber  auch  die



Menschen schützen, z.B. vor sexistischen, rassistischen oder faschistischen
Übergriffen. Im Gegensatz zur bürgerlichen Polizei werden auch sie gewählt,
sind  rechenschaftspflichtig  und  rekrutieren  sich  jeweils  aus  der
Stadtbevölkerung. Besonders während der Revolution kommt natürlich auch
das  Organisieren  stadtweiter  Streiks  zum  umsetzen  von  politischen
Forderungen, die dem Interesse der Arbeiter_Innenklasse dienen, dazu. Auf
dem Land passiert das gleiche mit Regionalräten, die einige Dörfer bzw.
Kleinstädte umfassen.

Eine Stufe nach oben gibt es landesweite Räte, wo Repräsentant_Innen, von
jeder  Stadt  und  jedem  Regionalrat  repräsentiert  sind  und  somit
Repräsentant_Innen  von  der  gesamten  Arbeiter_Innenschaft  landesweit.
Dieser Rat organisiert dann Entscheidungen auf einer landesweiten Ebene,
wie zum Beispiel  den Ausbau von öffentlichem Personenverkehr mit  den
verschieden Räten dieser Gebiete oder auch logistische Angelegenheiten, wie
die Verteilung von den produzierten Gütern mit den Räten der Bahn. Zudem
bestimmt er,  was eigentlich produziert  werden soll,  durch demokratische
Bestimmung mit allen Räten und über Umfragen in der Bevölkerung, was
eigentlich gebraucht wird. Zusätzlich organisieren sich Arbeiter_Innen einer
bestimmten Berufsgruppe in einem landesweiten Rat, der mitentscheidet und
diese Entscheidung umsetzt. Das ist Sinnvoll, aus dem Grund dass diese Räte
die Expert_Innen in den jeweiligen Themengebieten sind.

Aber es gibt auch noch die nicht weniger relevante Internationale Stufe, wo
Repräsentant_Innen  der  Arbeiter_Innenklasse  von  jedem  Land
zusammenkommen,  um  auf  internationaler  Ebene  Entscheidungen  zu
koordinieren.  Ihre  Hauptaufgabe  besteht  darin,  bei  allen  nationalen
Eigenheiten,  immer  noch  das  Gesamtinteresse  des  internationalen
Proletariats  zu  vertreten.  Sie  kümmern  sich  z.B.  um den  Transport  von
Produkten auf einer internationalen Ebene, damit alle Fabriken das haben,
was  sie  brauchen  zum  Produzieren.  Außerdem  verwalten  sie  auch
international  die  Umsetzung  der  demokratischen  Planwirtschaft,  damit
international alles verfügbar ist was gebraucht wird und es keine Unter- oder
Überproduktion  gibt.  Außerdem  müssen  sie  das  Ziel  der  Weltrevolution
immer im Fokus behalten, um den Rest der Klassengesellschaft abzuschaffen.



Bei all diesen Punkten ist es wichtig in Erinnerung zu behalten, dass die
Repräsentant_Innen direkt aus der Arbeiter_Innenschaft kommen und deren
einzige  Aufgabe  darin  besteht,  zu  verwalten,  zu  organisieren  und
umzusetzen,  was demokratisch bestimmt wird.  Dabei  verdienen sie  nicht
mehr  als  den  durchschnittlichen  Arbeiter_Innenlohn  und  sind  jederzeit
wählbar und abwählbar, sodass die Repräsentant_Innen die Interessen der
Arbeiter_Innenklasse vertreten müssen und die vollständige Demokratie in
diesem System erst entstehen kann.

Wie entstehen Räte und wie kommen sie an
die macht?
Historisch gibt es verschiedene Beispiele von Räten als Parallelstruktur zum
bürgerlichen Staat und davon, dass die Räte zur Regierungsform geworden
sind. Zum Beispiel die Pariser Kommune, die Münchner Räterepublik oder
die ungarische Räterepublik. Das nennenswerteste Beispiel sind jedoch die
Sowjets  (russisch  für  Rat)  zur  Zeit  der  Oktoberrevolution  1917  im
ehemaligem Zarenreich, wo es überall im Land (aber hauptsächlich in den
Städten)  Sowjets  gab,  die  parallel  zur  Zarenherrschaft  mit  dem
Scheinparlament  Duma und nach  dessen  Sturz  parallel  zur  bürgerlichen
provisorischen  Regierung  von  Kerenski  existiert  haben.  Aber  zu  diesem
Zeitpunkt konnten sie noch keine richtige Macht ausüben.

Die Bolschewistische Partei hatte die Perspektive, die Sowjets an die Macht
zu bringen, die ihren Kampf mit der Parole „Alle Macht den Sowjets“ führte
und auch durch eine  Revolution gemeinsam mit  den Räten diese  Parole
konkret umsetzen konnte. Aber die Bolschewiki wollten nicht nur die Sowjets
an die Macht bringen, sondern nutzen die Sowjets auch, um sich selbst an die
Macht zu bringen, also quasi als Revolutionsorgan und als Möglichkeit ihre
Perspektiven und Meinungen in  die  Arbeiter_Innenklasse zu bringen.  Als
dann unter  Führung der  Arbeiter_Innenklasse  mit  der  Bäuer_Innenklasse
zusammen die  sozialistische Revolution in  Russland ausbrach,  wurde die
Parole  zur  Tatsache  und  die  Sowjets  wurden  zum Herrschaftsorgan  der
Arbeiter_Innenklasse und es gründete sich die Sowjetunion.



Das  ist  natürlich  alles  schön  und  gut  aber  heute  haben  wir  solche
Parallelstrukturen zum bürgerlichen Staat  leider nicht.  Die gehören aber
aufgebaut! Dies kann meistens innerhalb von starken Bewegungen innerhalb
der Arbeiter_Innenklasse passieren, wie zum Beispiel in der Klimabewegung.
Bei Streiks können mit Streikposten und -komitees eine Grundlage für Räte
gebildet  werden.  Damals  in  Russland  entstanden  die  Sowjets  zwischen
1905-1907  in  der  ersten  russischen  Revolution,  die  auch  eine  starke
Arbeiter_Innenbewegung und große Massenstreiks beinhaltete, jedoch nicht
zur  Machtübernahme durch die  Sowjets  schritt.  Die  Bildung dieser  Räte
geschah auch da nicht von alleine, sondern musste unterstützt werden. Das
ist, was wir als Revolutionär_Innen heute machen müssen. Wir müssen die
Bildung  von  Parallelstrukturen  zur  bürgerlichen  Regierung  aktiv
unterstützen,  damit  eine  sozialistische  Revolution  überhaupt  irgendeine
Chance  hat.

Q&A März: Stalin vs. Trotzki und
warum  der  Konflikt  bis  heute
andauert
Von Jona Everdeen, März 2023

Nur wenige Jahre nach der siegreichen Oktoberrevolution kam es in der
bolschewistischen Partei zu einem folgeschweren Richtungsstreit zwischen
dem  späteren  Herrscher  der  Sowjetunion  Josef  Stalin  und  dem
bolschewistischen  Revolutionär  Leo  Trotzki.  

Dieser Konflikt mündete darin, dass Stalin in der Sowjetunion die Macht
übernahm, während Trotzki erst aus der Partei ausgeschlossen wurde und
etwas später das Land verlassen musste.
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Auch aus dem Exil führte Trotzki seine Opposition gegen Stalin und dessen
Politik fort und warb für eine revolutionäre Alternative zu dieser, bis er 1941
von einem Agenten Stalins ermordet wurde.

Doch spielt es für uns als Kommunist_Innen im 21. Jahrhundert überhaupt
eine Rolle, worüber sich vor fast 100 Jahren gestritten wurde? Oder ist das
bloß  sinnlose  Haarspalterei,  die  die  Einheit  aller  Kommunist_Innen
verhindert?

In  diesem  Artikel  erfahrt  ihr,  welche  Implikationen  der  Richtungsstreit
zwischen Trotzki und Stalin für die gesamte sozialistische Bewegung hatte
und bis heute hat, sowie auch warum wir uns positiv auf die Theorie Trotzkis
beziehen.

Herrschaft des Proletariats?

Die Losungen von Marx, Engels und Lenin zu einer Gesellschaft nach dem
Kapitalismus sind eindeutig: Statt der Herrschaft einer kleinen Minderheit
wie in allen bisherigen Klassengesellschaften sollen nun die Arbeiter_Innen
im Bündnis mit anderen unterdrückten Klassen in Form von Räten herrschen.
Diese Räte sollen die Wirtschaft, die zuvor der Willkür der Kapitalist_Innen
unterlag, demokratisch planen, sodass sich diese nach den Bedürfnissen aller
ausrichtet.

Im  „Realsozialismus“  sieht  das  anders  aus:  Statt  demokratischer  Räte
herrschen hier Bürokrat_Innen. Ein autoritäres Planungsbüro bestimmt die
Wirtschaft, während die Selbstorganisation der Arbeiter_Innen entweder teils
gewaltsam unterbunden oder in  rein symbolische und für  die  Bürokratie
ungefährliche Formen umgeleitet wird, die nicht mehr Mitsprache haben als
Betriebsräte im Kapitalismus. Es herrscht eine Minderheit, eine privilegierte
Kaste,  über die Mehrheit  des Proletariats.  Doch wie konnte es nach der
Oktoberrevolution, in der es den Räten gelang, die Macht zu erobern, dazu
kommen?

Im  russischen  Bürger_Innenkrieg  standen  den  Bolschewiki  einer  extrem
brutalen  konterrevolutionären  Armee sowie  mehreren  Expeditionstruppen
aus Ländern wie Frankreich, Britannien oder den USA gegenüber, die das



Land mit  Terror übersäten.  Dies verschärfte noch die Folgen des Ersten
Weltkriegs und die ohnehin bestehende wirtschaftliche Unterentwicklung des
sehr  landwirtschaftlich  geprägten  Landes.  Die  ökonomische  Lage  in  der
Sowjetunion war nach der Revolution also katastrophal. Infolgedessen war es
zur Verteidigung der Revolution und Etablierung einer nach-kapitalistischen
Wirtschaftsordnung nötig, vorübergehend eine zentrale autoritäre Herrschaft
zu etablieren, in der die Bolschewiki als stärkste Partei sich über die Räte
stellten  und  Aufgaben  wie  Verteidigung  und  Aufbau  der  Wirtschaft
eigenmächtig  bestimmten.

Für  Lenin,  Trotzki  und Genoss_Innen war  klar,  dass  dies  keinesfalls  ein
Dauerzustand sein könnte, jedoch für den Moment notwendig war, wollte
man nicht die Konterrevolution siegen lassen.

Jedoch verselbstständigte sich diese Form der autoritären Herrschaft der
Partei  über die Jahre.  Das lag zum einen daran, dass die wirtschaftliche
Unterentwicklung dafür sorgte, dass es auch, nachdem keine akute Gefahr
mehr durch rechte oder imperialistische Kräfte bestand, schwierig war, eine
funktionierende Planwirtschaft aufzubauen, zumal die erhofften Revolutionen
in den hochentwickelten westeuropäischen Ländern ausblieben. Dadurch war
die  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin  klein  und  hat  zunächst  sogar  an
Bedeutung  verloren.  Zum  anderen  sind  im  Bürger_Innenkrieg  fast  alle
bolschewistischen Revolutionär_Innen der Oktoberrevolution umgekommen
und deren Plätze wurden nun von bäuerlichen und kleinbürgerlichen Kräften
eingenommen.  Dadurch  ist  die  Bolschewistische  Partei  in  ihrer
Zusammensetzung  stark  nach  rechts  gerückt.

Nach  dem Tod  von  Lenin  bildeten  sich  in  der  bolschewistischen  Partei
mehrere Flügel, wovon die zwei Entscheidenden der von Trotzki und der von
Stalin  war.  Trotzki  bestand  darauf,  dass  im  Zuge  einer  forcierten
Industrialisierung, die er vorschlug und Stalin später übernahm, auch die
Kontrolle  schrittweise  zurück  an  die  Räte  der  Arbeiter_Innen  gegeben
werden müsse. Stalins Flügel sagte jedoch, dass die Macht weiterhin bei der
Bürokratie bleiben müsse und baute nach seinem Sieg die Partei um, sodass
sie deren Interessen auf Erhalt von Macht und Privilegien vertrat statt die
des Proletariats.



Wenn wir von „Stalinismus“ sprechen, wollen wir damit nicht sagen, dass
dieser  Prozess  auf  die  Person  Stalins  zurückführbar  wäre.  Wie  oben
hergeleitet, war die materielle Grundlage für eine Bürokratisierung günstiger
und Stalin war ein passender Charakter für die Ordnung und Durchsetzung
der Interessen der Bürokratie, auf die er sich stützte. Die Bürokratie steckt
dabei in einer widersprüchlichen Situation: Zum einen stützen sie sich auf
die  Überwindung  des  Kapitalismus  und  müssen  den  Rückfall  in  diesen
fürchten.  Zum  anderen  bedrohen  ihre  Herrschaft  auch  unkontrollierte
revolutionäre Bestrebungen und weitere Schritte hin zum Sozialismus. Dieser
Erhalt  des  Status  Quo  der  bürokratischen  Herrschaft  muss  ideologisch
untermauert werden und diese Ideologie bezeichnen wir als „Stalinismus“.
Diese ist  bis  heute  in  der  kommunistischen Bewegung dominant.  Hierzu
wollen wir uns nun die entscheidenden Bausteine anschauen.

Kann es Sozialismus in einem Land geben?

Wie  bereits  erwähnt,  war  eines  der  zentralen  Probleme  der  jungen
Sowjetunion ihre Isolierung in einer noch kapitalistischen Welt. Für Lenin,
Trotzki und die Mehrheit der Bolschewiki war klar, dass die Sowjetunion in
dieser Form nicht lange überlebensfähig sein könne. Jedoch überlebte der
Arbeiter_Innenstaat in der Sowjetunion erstaunlich gut. Denn es gelang ihm,
die  größten  Bedrohungen  durch  Konterrevolution  und  Imperialismus  zu
bändigen  und  langsam  eine  Entwicklung  hin  zur  Industrialisierung  zu
beginnen, während gleichzeitig die Chancen auf Ausweitung der Revolution
immer geringer wurden. Stalins theorisierte diesen Zustand und machte aus
der Not eine Tugend:  Sozialismus in einem Land sei  doch möglich,  also
müsse  die  oberste  Priorität  darauf  liegen,  diesen  in  der  Sowjetunion
aufzubauen  und  zu  schützen,  im  Zweifel  auch  über  den  Interessen  des
Proletariats in anderen Ländern. Letztendlich sollte das aber vor allem die
Sicherheit  der  Sowjetbürokratie  vor  einer  Weltrevolution  schützen  und
gleichzeitig  die  Koexistenz  mit  dem  kapitalistischen  Weltsystem
rechtfertigen.

Fatal wurde diese Politik ab 1935, als sich auf einem Kominterngipfel die
Volksfrontpolitik durchsetzte, also eine Politik der Zusammenarbeit mit und
in Unterordnung unter bürgerliche Kräfte gegen den Faschismus, den Stalin



zu Recht als zentrale Bedrohung für die Sowjetunion sah. Dadurch wurden
jedoch  die  Parteien  zu  reformistischen  Kräften,  die  ihr  Ziel  der
revolutionären Beseitigung des kapitalistischen Systems zurückstellten. Nach
dem 2.Weltkrieg wollte  Stalin  die  im Kampf  gegen den Hitlerfaschismus
geschmiedete  Allianz  mit  den  Westmächten  fortsetzen  und  strebte  eine
„friedliche  Koexistenz“  mit  diesem  an.  Dafür  wurden  die  möglichen
Revolutionen  in  Frankreich  oder  Italien  bewusst  abgewürgt,  sowie  die
Revolution in Griechenland im Stich gelassen, da das Land zum Teil  der
ausgehandelten westlichen Einflusssphäre gehörte.

Für Trotzkist_Innen hingegen ist klar, dass Sozialismus in einem Land nicht
möglich ist, sondern Sozialismus nur als dominantes Weltsystem dauerhaft
bestehen kann. Dem stand die stalinistische Politik aktiv entgegen, womit sie
den Untergang der Sowjetunion manifestierte.

Permanente Revolution oder Etappentheorie?

Ein weiterer zentraler Unterschied zwischen Trotzkismus und Stalinismus
stellt  die  Frage  der  Revolution  in  noch  nicht  voll  entwickelten
kapitalistischen  Ländern  dar.

So vertreten Stalinist_Innen häufig die Etappentheorie, die besagt, dass in
einem  vorbürgerlichen  Staat  mit  unterentwickelten  Produktionsmitteln
zunächst  einmal  einige  Zeit  eine  bürgerlich-parlamentarische  Demokratie
herrschen muss, damit überhaupt die Bedingungen für eine sozialistische
Revolution gegeben sind. Bereits 1917 plädierte Stalin aus diesem Grund
dagegen, die Oktoberrevolution durchzuführen.

Wohin diese jedoch diese Politik führt, wird sehr deutlich am Beispiel des
Irans.  In  der  Revolution  1979  stürzte  das  iranische  Proletariat  das
reaktionäre Schah-Regime in einem Bündnis mit kleinbürgerlichen Kräften.
Anstatt jedoch, wie in Russland 1917, die Führung über dieses Bündnis zu
übernehmen  und  eine  iranische  Räterepublik  zu  schaffen,  bestand  die
stalinistische  Tudeh  Partei  darauf,  dass  es  zunächst  einer  weiteren
kapitalistischen  Entwicklung  bedürfe  und  unterstützte  eine  bürgerliche
Regierung  zusammen  mit  islamistischen  Kräften.



Das Resultat war der Sieg der Konterrevolution in Form des Mullah-Regimes,
dass nun seit 40 Jahren Terror über die Menschen im Iran bringt und gegen
das  nun  eine  neue  Generation  Iraner_Innen  revolutionär  kämpfen  muss,
hoffentlich dieses Mal mit größerem Erfolg.

Trotzkist_Innen hingegen sehen, so wie es am Ende auch die Bolschewiki
taten,  dass  es  im  Kontext  eines  kapitalistischen  Weltsystems  sehr  wohl
möglich ist, auch in einem unterentwickelten Land einen Arbeiter_Innenstaat
zu errichten und mit  dessen Möglichkeiten die  Entwicklung im Eiltempo
nachzuholen. Das Proletariat an der Macht, kann aber nicht dabei stehen
bleiben und muss zum Aufbau des Sozialismus voranschreiten, also aus der
bürgerlichen  Revolution  direkt  in  die  proletarische  überzugehen.  Hierfür
muss diese Revolution jedoch ein Startpunkt für weitere Revolutionen sein,
vor allem in den voll entwickelten kapitalistischen Ländern, optimalerweise
natürlich bis hin zur Weltrevolution. 

Der Übergang vom Kapitalismus zum Arbeiter_Innenstaat

Eine weitere Besonderheit des Trotzkismus ist das Ausformulieren und die
Zentralität eines Programms für den konkreten Übergang vom Kapitalismus
zur proletarischen Revolution. Damit grenzt er sich aktiv ab vom Programm,
das sowohl Stalinist_Innen als auch (linke) Sozialdemokrat_Innen vertreten
und  das  zwei  voneinander  getrennte  Pole  beinhaltet:  Im  Kapitalismus
umsetzbare Reformforderungen, sogenannte Minimalforderungen, sowie die
langfristige  Forderung,  eines  Tages  Sozialismus  zu  erreichen,  also  eine
Maximalforderung, die den Bruch mit dem Kapitalismus schon vorwegnimmt.

Damit  jedoch  lässt  sich  die  Frage,  wie  denn  dieser  Übergang  vom
Kapitalismus in einer sozialistische Wirtschafts-  und Gesellschaftsordnung
aussehen kann, nicht beantworten, was vielen der etablierten stalinistischen
Parteien dazu führt, dass sie zwar den Sozialismus als Ziel nennen, aber
letztendlich nur für Reformen in der Gegenwart kämpfen, die das System
nicht sprengen.

Das  besondere  an  Übergangsforderungen,  wie  Trotzki  sie  aufstellte  und
Trotzkist_Innen  noch  immer  tun,  ist  hingegen,  dass  man  Forderungen



aufstellt, die die Alleinherrschaft des Kapitals angreift und die Macht in die
Hände der Arbeiter_Innen überführt.

Ein  Beispiel  für  eine  Übergangsforderung  ist  die  nach  demokratischer
Kontrolle der Arbeiter_Innen, zum Beispiel über Energieproduktion. Diese
Forderung ist eigentlich sehr einfach und nachvollziehbar, jedoch setzt sie,
sollte sie konsequent umgesetzt werden, einen Bruch mit dem Kapitalismus
voraus, da dieser auf der Verfügungsgewalt der Kapitalist_Innen über ihre
Produktionsmittel, wie eben auch Kraftwerke, Solarfarmen, Stromnetze etc.,
angewiesen  ist.  Andersrum  gesehen  stellt  dies  atomare  Formen  einer
Planwirtschaft  dar.  

Und die Genossis?

„Sozialismus in einem Land“, Etappentheorie und die Praxis, die aus dem
Minimum-Maximum-Programms  folgt,  zeigen,  dass  der  Stalinismus  keine
konsequent  revolutionäre  Ideologie  ist.  Sie  steht  statt  für  die  globale
Revolution  des  Proletariats  und  das  Ende  des  Kapitalismus  für  eine
bürokratisch verwaltete Planwirtschaft in einem bestimmten abgegrenzten
Gebiet  sowie  die  „friedliche  Koexistenz“  mit  dem Weltimperialismus und
somit auch eine Politik der Reformen und des Klassenkompromisses in nicht-
stalinistischen Ländern.

Doch stehen dafür  auch all  jene  die  sich  unkritisch  auf  Stalin  oder  die
degenerierten Arbeiter_Innenstaaten wie Sowjetunion und DDR beziehen?

Die meisten Mitglieder von stalinistischen Kräften glauben aufrecht an die
Weltrevolution und sind bereit für diese zu kämpfen, haben häufig, wenn
auch verkürzt, sogar eine gewisse Kritik an den „realsozialistischen“ Staaten
und sind sicherlich keine Klassenverräter_Innen sowie es die Stalins und
Ulbrichts waren. 

Wir  sollten uns darum nicht  sektiererisch von diesen Kräften abwenden,
sondern  im  Gegenteil  eine  Zusammenarbeit  und  gemeinsame  Klärung
anstreben. Dazu kommt: Sich nur positiv auf den Trotzkismus zu beziehen,
schützt beim besten Willen nicht vor politischer Degeneration, andersherum
wurden  in  anderen  kommunist ischen  Strömungen  wicht ige



Errungenschaften,  Kämpfe  und  Erkenntnisse  gewonnen,  von  denen  wir
profitieren und uns inspirieren lassen sollten. Doch in dieser Praxis, vom
Alltag bis zur Revolution, wollen wir klären, welche Taktik wir für den Sieg
und  die  Befreiung  des  Proletariats  über  Faschismus,  Imperialismus  und
Kapital ismus  brauchen!  Und  wir  sind  überzeugt:  Das  ist  ein
Übergangsprogramm, das den Arbeiter_Innen aufzeigt, wie sie ihre Macht
erkennen und ergreifen können, und eine Internationale, die kompromisslos
und  ohne  Pause  für  eine  weltweite  Räterepublik  und  demokratische
Planwirtschaft  kämpft!

Antiregierungsproteste in Israel:
Gegenmacht oder Ohnmacht?
Von Jona Everdeen

Seit Wochen finden in Israel Massenproteste gegen die Politik der neuen
rechten Regierung statt. Hunderttausende Menschen sind wöchentlich auf
der  Straße.  Ihren  Aufhänger  fanden  die  Proteste  in  einer  angestrebten
Justizreform, die Befürchtungen hervorruft, sie könnte Israel in eine Diktatur
verwandeln.  Doch  was  beinhaltet  die  Justizreform  und  wer  ist  diese
Regierung überhaupt, die allgemeinhin als rechteste in der Geschichte des
Landes gilt? Welche reaktionäre Politik betreibt sie? Was sind die Folgen für
die Menschen in Israel? Und wie wirkt sich die Regierungspolitik auf die eh
schon massiv  unterdrückten Palästinenser_Innen aus? Welchen Charakter
haben die Proteste und was ist nötig, um Netanjahu, Ben-Gvir und Co. zu
stürzen?

Rechtsradikale mit Ministerposten
Das Regierungsbündnis  aus Netanjahus nationalreligiösem Likud,  rechten
Siedlerparteien und religiös-fundamentalistischen Kleinstparteien eröffnete
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einigen  stramm  rechten  Hardliner_Innen  den  Weg  zu  wichtigen
Regierungsposten.  Viele  von  ihnen  machten  in  der  Vergangenheit  mit
extremem  Rassismus,  Sexismus,  Queerfeindlichkeit,  religiösem
Fundamentalismus und der Unterstützung zionistischer Terrorist_Innen von
sich reden.

So zum Beispiel Itamar Ben-Gvir, der keinen Hehl aus seiner Verehrung für
den Terroristen Baruch Goldstein macht, der bei einem Terroranschlag 29
Palästinenser_Innen  ermordete.  Außerdem  wolle  er  „illoyale“
Palästinenser_Innen ausweisen und habe auch schon persönlich angesichts
palästinensischer  Proteste  die  Pistole  gezückt.  Er  ist  jetzt  israelischer
Polizeiminister.

Mit Bezalel Smotrich hat ein weiterer rechter Hardliner als Finanzminister
einen zentralen Posten in der neuen Regierung. Das ideale Israel sieht er in
Form einer fundamentalistischen Theokratie, in der das oberste Gesetz die
Thora ist. Auch schockierte er erst kürzlich mit der Aussage, dass seiner
Ansicht  nach Jüdinnen und Araberinnen auf  getrennten Geburtsstationen
Kinder zur Welt bringen sollten. Ben-Gvir und Smotrich sind dabei nur die
Spitze des Eisbergs einer Regierung voller extremer Rechter. Doch für den
langjährigen rechtskonservativen Ministerpräsidenten Netanjahu schien das
kein allzu großes Problem zu sein, immerhin brachten ihm diese Kräfte die
nötige Mehrheit, um wieder an die Regierung zu gelangen.

Die Justizreform – Weg in die Diktatur?
Während  die  Übergabe  wichtiger  Ministerien  an  Rechtspopulist_Innen
bereits teilweise für Unmut sorgte, brachte die von Netanjahu und seinen
Verbündeten  geplante  Justizreform  das  Fass  zum  Überlaufen.  Nachdem
große Teile der israelischen Gesellschaft seit mehreren Jahren eine Anklage
Netanjahus wegen eines Korruptionsskandals fordern, könnte der neue-alte
Ministerpräsident durch seine Justizreform einer Anklage entgehen. Diese
Dreistigkeit  und  Verhöhnung  des  bürgerlichen  Rechtsstaates  bildete  die
Grundlage für die folgenden Massenproteste.

Die geplante Reform sieht vor, dass Entscheidungen des obersten Gerichts in



Zukunft mit einfacher Mehrheit des Parlaments revidiert werden können,
ergo die Rechtsprechung quasi entmachtet wird. Zusätzlich dazu sieht die
„Reform“  auch  vor,  dass  die  Regierung  im  Alleingang  Richter_Innen
ernennen  kann,  die  dann  (ähnlich  wie  die  von  Trump  ernannten
Richter_Innen des Supreme Courts) die reaktionäre Ideologie der aktuellen
Regierung in ihre „Rechtsprechung“ fließen lassen. Die Justizreform ist also
ein klarer Angriff auf die Unabhängigkeit der Justiz, die für eine bürgerliche
Demokratie zentral ist.

Die besondere Stellung des Obersten Gerichtshof war schon häufiger Ziel
von  Angriffen  rechter  Regierungen.  Er  gilt  unter  linksliberalen  und
sozialdemokratischen  Israelis  als  Hort  der  Menschenrechte  und  der
Demokratie.  Dementsprechend groß ist  die  Empörung über  die  geplante
Reform  nun  in  diesen  Kreisen.  Diese  Empörung  ist  berechtigt  und  als
Revolutionär_Innen  verteidigen  auch  wir  Angriffe  gegen  bürgerlich-
demokratische  Rechte,  auch  wenn  sie  Institutionen  von  kapitalistischen
Nationalstaaten  sind.  Dennoch  haben  wir  keine  Illusionen  in  diesen
Gerichtshof. Auch bevor die rechte Regierung ihre Reform angekündigt hat,
hat der Gerichtshof die israelische Gesellschaft nicht davor bewahrt,  den
Charakter eines Besatzungsregimes und eines Apartheidstaates anzunehmen.
Die  aktuellen  Angriffe  verdeutlichen  nur  einmal  mehr,  wie  schnell  die
Bourgeoisie bereit ist, ihre zuvor hoch gelobte Demokratie zu entmachten,
sobald sie ihren Interessen im Wege steht.  Ähnliche Beispiele haben wir
zuletzt in Brasilien unter Bolsonaro, in Ungarn unter Orban, in Polen unter
der PiS oder in den USA unter Trump gesehen.

Reaktionäre Innenpolitik
Während  sich  die  religiösen  Splitterparteien  und  die  rechtsextremen
Siedler_Innen vor allem an ihrem Rassismus gegenüber Palästinenser_Innen
abarbeiten,  vertritt  der  Likud  zudem  eine  zutiefst  neoliberale
Wirtschaftspolitik.  Der  bis  auf  eine  kleine  Unterbrechung seit  14  Jahren
regierende  Netanjahu  hat  große  Leistungen  für  das  israelische  Kapital
vollbracht, indem er es schaffte, Arbeitsrechte und Sozialstaat und auf ein
Minimum herunterzufahren. Ein Resultat dieser Politik ist,  dass in vielen



israelischen  Städten  die  Immobilienpreise  so  hoch  sind,  dass  dagegen
München und Frankfurt  am Main geradezu günstig wirken.  Auch andere
Lebenshaltungskosten stiegen im Laufe seiner Amtszeiten massiv an. Viele
Israelis benötigen 2 bis 3 Jobs, um überhaupt über die Runden zu kommen.
Öffentliche Schulen und Krankenhäuser sind in einem desaströsen Zustand,
während es sich reiche Israelis leisten können, auf Privatschulen und private
medizinische  Einrichtungen  auszuweichen.  Jede_r  Shekel,  der  in
Checkpoints, Mauern, Drohnen und Panzer fließt, fehlt in den israelischen
Schulen, Sozialkassen und Krankenhäusern. Ein Ende dieser Entwicklung ist
sicher nicht in Sicht mit der neuen Koalition, eher ist davon auszugehen, dass
auch weiterhin die Folgen der allgemeinen Krise, die auch Israel betrifft, auf
dem Rücken der Arbeiter_Innen ausgetragen werden.

Noch  dramatischer  steht  es  um  die  Rechte  von  LGBTIQ-Personen  und
ethnischen  oder  religiösen  Minderheiten.  So  ist  die  religiös-zionistische
Partei offen queerfeindlich und macht daraus auch keinen Hehl. Ihr zufolge
sollen  medizinische  Einrichtungen  mit  religiösem  Träger  sich  weigern
dürfen,  queere  Menschen  zu  behandeln.

Generell  wird voraussichtlich der Rassismus gegen nicht-jüdische Israelis
aber auch gegen nicht-weiße Juden:Jüdinnen, die zum Beispiel aus Äthiopien
oder  dem Jemen nach Israel  geflohen und häufig  massiven rassistischen
Anfeindungen bis  hin zu brutalen Angriffen ausgesetzt  sind,  noch weiter
zunehmen.

Mit  der  sich  verschärfenden  Wirtschaftskrise  geht  auch  eine  verstärkte
Verelendung  der  Arbeiter_Innenklasse  in  Israel  und  ihrer  besonders
marginalisierten, sexistisch oder rassistisch unterdrückten Teile einher. Die
israelische Regierung versucht jetzt durch nationalistische Propaganda und
der  Erweiterung  des  israelischen  Staatsgebiets  dieser  Krise  durch
kurzfristige  Scheinlösungen  zu  begegnen  und  die  israelische
Arbeiter_Innenklasse mittels  Nationalismus an die  herrschende Klasse zu
binden und damit ihre Schlagkraft zu verringern. Eine zentrale Rolle spielt
dabei  auch  das  Wiederaufkommen  einer  entschiedenen  Kriegsrhetorik
gegenüber  dem  Iran.



Was bedeutet das für Palästinenser_Innen?
Dementsprechend  hat  sich  die  Lage  der  Palästinenser_Innen  massiv
verschlechtert  und  zu  einer  neuen  Welle  von  Gewalt  und  Gegengewalt
geführt. Bei Operationen des israelischen Militärs in Städten wie Jenin oder
Nablus sind seit Anfang des Jahres mehrere Dutzend Palästinenser_Innen
ermordet worden, im Schnitt mehr als ein Mensch pro Tag!

Dazu kam es im palästinensischen Dorf Hawara zu einem Pogrom durch
rechtsradikale Siedler_Innen, die mehrere Dutzend Häuser und Geschäfte
anzündeten,  mindestens  einen  Menschen  töteten  und  zahlreiche  weitere
Verletzten.  Die  israelische  Armee  hat  ihnen  dabei  zugesehen  und
Rückendeckung  gegeben.

Polizeiminister Ben-Gvir  sorgte mit  einem Besuch auf  dem Tempelberg –
Standort der Al-Aqsa Moschee- ebenfalls für eine krasse Provokation. Als
Ariel Sharon im Jahre 2000 den Tempelberg betrat, war das der Auslöser für
die  2.  Intifada.  Ben-Gvir  kündigte  darüber  hinaus  noch  an,  dass  er  es
Muslima_en nicht den gesamten Ramadan über erlauben wolle, in der Al-
Aqsa Moschee zu beten.

Zu  allem  Übel  will  die  neue  Regierung  auch  noch  die  Todesstrafe
wiedereinführen. Diese soll gegen Palästinenser_Innen, die Israelis ermordet
haben,  angewendet  werden  können,  nicht  aber  gegen  Israelis,  die
Palästinenser_Innen  ermordet  haben.  Zwar  müssen  Palästinenser_Innen
ohnehin damit rechnen, vom israelischen Militär getötet zu werden, wenn sie
sich  der  Besatzungspolitik  widersetzen.  Allerdings  unterstreicht  die
Wiedereinführung der Todesstrafe – allein für Palästinenser_Innen – noch
einmal bildlich die Geringschätzung palästinensischen Lebens.

Weniger offensichtlich aber doch extrem relevant ist auch die Übertragung
der Kontrolle über die Westbank von einer militärischen zu einer zivilen
Behörde.  Während  die  Militäradministration  den  jahrzehntelangen
Besatzungsstatus des Gebietes aufrecht erhielt, ist dies nun als endgültiges
Zeichen  zu  verstehen,  dass  für  die  aktuelle  israelische  Regierung  ein
Verlassen dieser, und somit eine zwei Staaten Lösung, keine Option mehr ist



und sie die gesamte Westbank als Teil israelischen Staatsgebiets betrachtet.

Welche Perspektive hat der Protest?
Der Protest, der sich in erstes Linie als Widerstand gegen die Justizreform
aufstellt und an dem bis zu 250.000 Menschen im ganzen Land teilnahmen,
wird getragen von einer sehr breiten israelischen „Zivilgesellschaft“ und ist
geprägt von liberal-zionistischen Kräften. Am Meer aus israelischen Flaggen,
das  auf  den  Großdemonstrationen  in  Tel  Aviv/Jaffa  zu  sehen  war,  wird
deutlich, wie nationalistisch dieser eigentlich ist. Dennoch scheint die neue
Regierung vor den Protesten zu zittern, wenn sie mit allen Mitteln versucht,
die eigentlich sehr zahmen Proteste als „Gesetzesbrecher“ zu verunglimpfen
und ihnen vorwerfen, sie würden „Anarchie“ verbreiten.

Der von der neuen Rechtsregierung abgelöste ehemalige Ministerpräsident
Lapid versucht,  sich dabei  als  liberaler  Gegenspieler  von Netanjahu und
Hüter der israelischen Demokratie zu inszenieren. Dabei war er es, der zuvor
auch keinerlei  Probleme damit  hatte,  mit  Naftali  Bennets  kaum weniger
rechtsextremen Siedlerpartei  gemeinsam zu regieren. Die Massenproteste
werden  weiterhin  ohnmächtig  gegenüber  den  rechten  Angriffen  auf
demokratische Rechte sein, solange sie sich von liberal-zionistischen Kräften
anführen lassen. Ihre Alternative gegenüber Netanjahu sieht vielleicht so
aus, dass der Oberste Gerichtshof unangetastet bleibt und die Siedlungen
weniger stark ausgebaut werden. An der Realität des Besatzungsregimes,
des  Abbaus  des  israelischen  Sozialstaates,  der  massiven  Inflation,  der
Verschlechterung der  Arbeitsbedingungen und der  Krise  des  Wohnungs-,
Bildungs- und Gesundheitssektors werden sie nichts verändern.

Dennoch können die Massenproteste einen Ausgangspunkt für den Aufbau
von  Gegenmacht  bieten.  Zentral  dabei  ist  es,  ob  fortschrittliche
Organisationen es verstehen, in diese Proteste eine unabhängige Position der
israelischen und der palästinischen Arbeiter_Innenklasse zu tragen und die
Führung zu übernehmen. Es muss dabei darum gehen, die soziale Frage mit
der  Beendigung  der  Besatzung  zu  verknüpfen.  Sozialdemokratisch-
stalinistische Gruppen wie „Hadash“ und autonome Antifa-Gruppen haben
auf den Großdemonstrationen mit ihrem „radical bloc“ ein starkes Zeichen



gesetzt. Darin fanden sich viele palästinensische Fahnen, „Palestinen Lives
Matter“-Schilder als auch Banner mit der Aufschrift „There’s no democracy
with apartheid,” oder “A nation that occupies another nation will never be
free“. Dabei ist das Zeigen der palästinensischen Flagge seit Neustem eine
durchaus  heikle  Angelegenheit.  So  hatte  Ben-Gvir  zuvor  das  Zeigen von
Palästina-Flaggen auf öffentlichen Plätzen verboten, weil diese angeblich für
„Terrorismus“ stünden.

Dieser  Block  wurde  damals  von  anderen  Demonstrant_Innen  aktiv
angegangen und versucht von der Demo zu drängen, jedoch konnte sich der
pro-palästinensiche Block mit der Zeit etablieren und deutlich anwachsen.

Die Proteste setzen Netanjahus Regierung real unter Druck, gerade deshalb
weil die Protestierenden sich überdurchschnittlich stark aus Beschäftigten
zentraler Bereiche, zum Beispiel IT-Spezialist_Innen, zusammensetzen. Auch
zahlreiche  Kulturschaffende  sowie  Klein-  und  Mittelunternehmer_Innen
unterstützen  die  Proteste  und  lehnen  die  Justizreform  ab.  Auch  der
israelische  Gewerkschaftsbund  Histadrut,  der  aufgrund  seiner  historisch
stark ausgeprägten Staatstreue bisher nicht zu den Demonstrationen aufrief,
droht  nun  damit,  sich  anzuschließen  und  seine  800.000  Mitglieder  zum
Protest, und eventuell zum Streik, aufzufordern.

Was braucht es um Netanjahu, Ben-Gvir und
Co. Zu schlagen?
Für  uns  als  Sozialist_Innen  ist  klar,  dass  eine  Demokratie  unter  den
Bedingungen  kapitalistischer  Profitmaximierung  sowie  ethnischer
Segregation und rassistischer Ungleichbehandlung nur Heuchelei ist. Israel
kann nur dann wirklich demokratisch sein, wenn es auch Palästinenser_Innen
dieselben Rechte zugesteht wie jüdischen Israelis und die Produktionsmittel
gemeinsam demokratisch kontrolliert werden.

Revolutionär_Innen  müssen  sich  den  Massenprotesten  gegen  Netanjahu
anschließen und gemeinsam mit den antizionistischen Kräften vor Ort für
eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse kämpfen. Ein zentraler
Punkt dabei ist  die Anerkennung des Rechts der Palästinenser_Innen auf



nationale Unabhängigkeit. Ebenso steht ihnen auch das Recht zu, sich gegen
Angriffe zu verteidigen und gegen die fortwährende Besatzung zu wehren.
Wir  verteidigen dieses  Recht,  auch wenn wir  Angriffe  auf  Zivilpersonen,
insbesondere  den  brutalen  Anschlag  auf  die  betenden  Menschen  in  der
Synagoge in Ost-Jerusalem, entschieden ablehnen. Die sinnlosen Angriffe von
Palästinenser_Innen auf Zivilpersonen sind ein Ausdruck der Führungskrise
im palästinensischen Widerstand, der den verschärften Angriffen kaum eine
glaubhafte Perspektive entgegenzusetzen hat. Dies liegt an der Schwäche
der  palästinensischen  Linken  und  dem  historischen  Verrat  der
Stalinist_Innen in ihren Reihen, aber auch an der verräterischen Politik der
palästinensischen  Autonomiebehörde,  der  Abwesenheit  von  legalen
Protestmöglichkeiten  und  dem  Siegeszug  des  politischen  Islams  in  der
gesamten Region.  So konnten sich  Hamas und Islamischer  Jihad als  die
„entschlossenere  Alternative“  präsentieren,  obwohl  sie  beide  reaktionäre
Organisationen  sind,  die  nicht  im  Interesse  der  palästinensischen
Arbeiter_Innenklasse  handeln.

Netanjahu,  Ben-Gvir  und ihre  reaktionäre  Bande können nur  geschlagen
werden,  wenn  sich  die  israelischen  Arbeiter_Innen,  Jugendlichen  und
Unterdrückten mit den palästinensischen Massen zusammenschließen. Wenn
sie gemeinsam kämpfen gegen Justizreform, Besatzung und Neoliberalismus
aber auch gegen die reaktionäre Politik palästinensischer Kräfte wie Hamas
und  Fatah.  Dies  würde  bedeuten  anzuerkennen,  dass  israelische  und
palästinensische  Arbeiter_innen  objektiv  dieselben  Interessen  und  Ziele
haben  und  dass  sie  nur  die  subjektiven  Ketten  des  Nationalismus,
Antisemitismus und Rassismus davon trennen. Die Geschichte hat schon oft
gezeigt, dass nationale Gegensätze im gemeinsamen Kampf für gleiche Ziele
verschwinden  können.  Unsere  Perspektive  ist  die  eines  säkularen  multi-
ethnischen  Arbeiter_Innenstaates  zu  kämpfen,  in  dem  jeder  Mensch
unabhängig  von  seiner  Religion  und  Hautfarbe  in  Frieden  leben  kann.



Filmkritik  „Im  Westen  nichts
Neues“:  Kontext  verzerrendes
Bildergewitter
Von  Lars  Keller ,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  der  Gruppe
ArbeiterInnenmacht,  März  2023

Da hat die deutsche Netflix-Neuverfilmung von „Im Westen Nichts Neues“
also vier Oscars gewonnen: ein bildgewaltiger Film, dessen Plot jedoch eine
Welt  versinnbildlicht,  die  wieder  am Rand des  Weltenbrandes  steht  und
keinen Ausweg daraus findet. Warum ist das so?

Krieg als Kunst als Ware
Dass ein Antikriegsfilm – und als solcher darf sich die Arbeit von Regisseur
Edward Berger auf jeden Fall  bezeichnen – auch nichts anderes als eine
Ware ist, die Geld auf dem Filmmarkt einspielen soll, ist ja kein Geheimnis.
Genauso wenig, dass die Oscars selbst Teil dieser Industrie sind, die sich in
der Verleihungschoreographie quasi selbst geil findet.

Zwangsläufig führt das jedoch zu einer besonderen Form der Dramaturgie,
die schnell ins Ahistorische übergeht. Zum Beispiel, wenn der Film in einer
der Anfangsszenen die mythisierte Kriegsbegeisterung ins Jahr 1917 verlegt,
eine Zeit,  die längst von Hunger, Kriegsmüdigkeit und Zynismus geprägt
war.

Oder indem die Handlung des Romans auf 148 Minuten zusammengestaucht
wird. Relevante Szenen des Romans – etwa der Streich Paul Bäumers und
seiner Kameraden an ihrem erniedrigenden Ausbilder; der Fronturlaub; das
Unverständnis  und  die  Verlorenheit,  die  Bäumer  zuhause  fühlt;  seine
Begegnung mit russischen Kriegsgefangenen – haben da drin logischerweise
keinen Platz. Es bleibt das Geschehen in den Gräben, wo der Film technisch
groß aufgefahren hat und durchaus sehr überzeugende schauspielerische
Leistungen zeigt.
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Dennoch: Netflix produziert doch sonst aus jedem noch so abgedroschenen
Thema eine von durchschnittlicher Mittelmäßigkeit durchsetzte Serie. Hier
wäre mal die Chance gewesen, darüber hinauszuwachsen.

Aber letztlich ist das egal. Den durchschnittlichen Zuschauer:innen reicht
das  Gemetzel,  um  ihrer  Angstlust  nachzugehen  und  dann  zu  sagen:
„Schrecklich!“  oder  „Krass!“

Konzernproduktionen  von  Netflix,  Warner  oder  Disney  haben  weder  die
Aufgabe  noch  den  Anspruch,  historische  Ereignisse  korrekt  zu
kontextualisieren. Ihre Macher:innen haben auch selbst gar kein Bewusstsein
dafür.  Das ist  ja  gerade die Crux mit  der Ideologie.  Am Set  denken sie
vielleicht wirklich, sie tragen hier dazu bei, zukünftige Kriege zu verhindern.
Aber ob es diese Gedanken gestern auch beim Applaus gab?

Klar könnte man jetzt sagen, dass Erich Maria Remarques Roman diesen
Kontext  selbst  nicht  herstellt.  Das  stimmt.  Die  Kritik  ist  trotzdem
gerechtfertigt, weil Bergers Film bei allen Weglassungen aus dem Roman
selbst einen zweiten Handlungsstrang zusätzlich geschaffen hat, der direkt
so, wie er dargestellt wird, auf Geschichtsklitterung im Dienste des Dramas
hinausläuft.

Kriegsende ohne Revolution
Es geht um die Verhandlungen im Eisenbahnwagen im Wald von Compiègne,
die zum Waffenstillstand führten.

Was  der  Film definitiv  gut  darstellt,  ist  die  besondere  Sinnlosigkeit  der
letzten Angriffsversuche selbstsüchtiger Befehlshaber, die noch Minuten vor
dem Waffenstillstand Menschen ins Feuer trieben.

Das Problem liegt im Kontext der Verhandlungen selbst.

Während die Herrschenden auf allen Seiten vier Jahre lang kein Problem
damit hatten, Massen auf die Schlachtbank zu führen, taucht nun der gute
Matthias Erzberger von der konservativen Zentrumspartei auf und appelliert
vor Humanismus triefend bei den französischen Unterhändlern um Frieden.



Noch 1916 stand derselbe Erzberger für einen Siegfrieden ein, ab 1918 für
einen  „Verständigungsfrieden“  –  also  einen  Frieden,  den  die
Imperialist:innen am Runden Tisch beschließen, um die Welt dort unter sich
aufzuteilen.

Das  größte  Problem  an  der  Erzählung  im  Film  ist,  dass  diese
Friedensbemühungen bei Erzberger (Daniel Brühl) als rein einsichtige Guter-
Mensch-Tat  erscheint,  auch  wenn  immerhin  anklingt,  dass  die  Oberste
Heeresleitung  in  ihm  einen  nützlichen  Trottel  gefunden  hat,  der  das
schmutzige Geschäft des Friedens – also der Niederlage – übernahm und das
Militär  somit  die  Dolchstoßlegende  zur  Wahrung  des  eigenen  Gesichts
bemühen konnte.

Aber  ohne  die  aussichtslose  Kriegssituation  und  vor  allem  ohne  die
h e r a u f z i e h e n d e  N o v e m b e r r e v o l u t i o n  l a s s e n  s i c h  d i e
Waffenstillstandsbemühungen auf deutscher Seite nicht verstehen. Letzteres
lässt der Film sträflich einfach weg. Während im Roman der Protagonist
„Entweder gibt es Frieden oder eine Revolution“ denkt, fällt dieses R-Wort
nirgends im Film. Das wäre aber Pflicht gewesen im Sinne einer historischen
Richtigkeit. Denn während das Buch im Oktober 1918 endet, treibt der Film
die Handlung ja bis in den November.

Natürlich war auch Remarque kein Revolutionär. Aber er vermied es, sich die
Finger  am falschen  Frieden  zu  verbrennen,  indem er  sich  rein  auf  die
Perspektive Paul Bäumers konzentrierte.

Berger  und  Netflix  sind  aber  absichtlich  über  dieses  Perspektive
hinausgegangen und bei ihnen ist der ganze Frieden nicht mehr als eine gute
Tat der Herrschenden. Er erscheint nicht als etwas, womit sie ihren eigenen
Kopf vor der Revolution retteten. Denn selbstredend war Erzberger genauso
wie  Ebert,  Noske  und  Co.  ein  entschiedener  Gegner  der  sozialistischen
Revolution.

Kontext heute
Und damit  mal  zurück in die Gegenwart,  in die Zeit  des Krieges in der



Ukraine, wo der Kampf um die Neuaufteilung der Welt erneut eskaliert. Die
NATO handelt hier in der Unterstützung der Ukraine genauso wenig selbstlos
wie ein Erzberger in Compiègne. Sie verfolgt durch das ukrainische Militär
eigene imperialistische Interessen gegenüber der russischen Konkurrenz.

Es gibt viele frappierende Parallelen, sei es, dass es wie ein Jahr nach dem
Beginn des ersten Weltkrieges auch heute wieder einen Munitionsmangel
gibt oder sei es, dass Bachmut mit Verdun verglichen wird.

Entsprechend  kam  der  Film  für  die  westlichen  Verbündeten  zur  genau
richtigen  Zeit.  Russland  erscheint  in  den  Köpfen  der  Meisten  als  der
Aggressor  –  was  es  ja  auch  ist.  Die  Kriegsziele  werden  jedoch  kaum
hinterfragt, was die westliche Seite angeht. Jetzt taucht so ein Film auf, der
die Schrecken des Krieges zeigt, und: Oha! Das wiederholt sich ja heute, und
Russland hat Schuld daran. Über die Angst vor dem Krieg bindet „Im Westen
Nichts Neues“ die Zuschauer:innen in die westlichen Kriegsbemühungen ein,
der  Pazifismus  landet  auf  dem Bauch.  Die  vier  Oscars  sind  kein  Zufall.
Mindestens unbewusst wirken die Bilder des Krieges von damals und heute
zusammen.

Für die Macher:innen des Films gilt, dass sie sich, indem sie mit dem Finger
mahnend auf die Vergangenheit weisen, heute moralisch auf der richtigen
Seite  wähnen.  Aber:  Psst!  –  auf  dieser  Seite  wähnten  sich  viele
Kulturschaffende  auch  vor  109  Jahren!

Russland  hat  den  Krieg  zwar  begonnen,  aber  wenn  dieser  zum Dritten
Weltkrieg ausartet tragen dafür alle daran beteiligten Herrschenden Schuld,
und alle sind sie von ihrer Unschuld überzeugt. Manche Regisseur:innen von
Antikriegsfilmen sind vielleicht, ohne es zu wissen, auf dem besten Weg, zur
moralischen Unterstützung des Krieges zu werden.

Stellt  sich  noch  die  Frage  nach  der
Verhinderung  und  dem Ende  des  Krieges.
Für Marxist:innen ist  in  Gedenken an Rosa Luxemburg (über deren Tod
Matthias Erzberger bestimmt nicht traurig war) klar, dass die Weltlage auf



Sozialismus oder Barbarei hinausläuft.

Der Sozialismus ist kaum als eine Alternative für unsere Gegenwart bekannt.
Das ist auch den Produzent:innen nicht vorzuwerfen. Wohl aber, historisch
inkorrekt und unvollständig gearbeitet zu haben. Und das wirkt nun mal auch
ins barbarische Heute.

In den letzten Jahren gab es viele Filme, die die Geschichte zum Gegenstand
nahmen. Babylon Berlin ist ein anderes Beispiel dafür, wobei die Serie offen
zur eigenen Fiktion steht.

Trotzdem:  Das  Ergebnis  dieser  Produktionen  ist,  auch  wenn  das  die
Macher:innen  vielleicht  nicht  wollen,  dass  die  Vergangenheit  noch
rätselhafter,  willkürlicher  und  naturgesetzlicher  erscheint,  als  sie  das
sowieso schon im Schulunterricht ist. Aber Geschichte ist Pseudonatur. Sie
wird von Menschen gemacht und Menschen können sie auch positiv bewusst
auflösen.

Weit  weg  von  solchen  Ideen  (Wofür  auch,  es  ist  ja  eine  kapitalistisch
vergewaltigte  Kunst,  die  Geld  und  Ruhm  bringen  soll!)  ist  die
Vergangenheitsbewältigung  der  modernen  Großfilmindustrie  darauf
reduziert, die Geschichte als mitreißendes Drama auf die Leinwand zu tragen
– und damit selbst zum Teil des sehr realen Gegenwartsdramas zu werden.


